
Nr . 19 23 . Jahrgang

Die Gleichheit
Zeitschrist für die Interessen der Arbeiterinnen
Mit den Beilagen : Für unsere Mütter und Äausstauen und Für unsere Kinder

Dt « SletchdcU erscheint all « vierzehn Tage einmal .
Drei « der Nummer >0 Pfennig , durch die Post vierteljährlich
ohne Bestellgel » 55 Pfennig ; unter Kreuzdand 85 Pfennig .

Jahre «- Adonnemen « 2,60 Mark .

Stuttgart
lt . Juni 1913

Zuschriften an die Redaktion der Sleichheii
stn » zu richten an Frau Klara Zetkin ( ZundeO . WilhelmthShe ,
Post Degerloch bei Stuttgart . Die Szvkdittvn defindet fich

in Stungatt , Furldach - Straß « 12.

Inhaltsverzeichnis .

Aufreizende Zahlen . — Die Tätigkeit der Frau in der Gemeinde . II .
Von Anna Blas . — Eine Revolte bulgarischer Frauen gegen den

Krieg . — Die Volksfiirsorge . Von g. sch . — Vom gesetzlichen
Kinderschutz in Prelchen . Bon Wilhelm Häusgen . — Eine Frauen -
demonstration vor dem preußischen Abgeordnetenhaus . Von Rud .

Breitscheid .
Aus der Bewegung : Von der Agitation . — Aus den Organisationen .

— Von der Tätigkeit der Dresdener Kinderschutzkommission . —

Politische Rundschau . Von II . B. — Gewerkschaftliche Rundschau .
— Aus der Textilarbeiterbewegung . Von sk . — Die Lohnbewegung

■ in der Nürnberger Bürsten - und Pinselindustrie . Von Schneppenhorst .
Notizenteil : Sozialistische Frauenbewegung im Ausland . — Frauen -

bewegung . — Frauenstimmrecht . — Die Frau in öffentlichen
Ämtern . — Sittlichkeitsfrage . — Verschiedenes .

Aufreizende Zahlen .
„ Wenn Menschen schweigen , werden Steine reden . " Das� ist

der Sinn der furchtbaren Ziffern� die über die Opfer auf dein

Schlachtfeld der Arbeit vorliegen . Sie stammen aus unver -

dächtiger Quelle : von den gewerblichen und landwirtschaft -
lichcn Bcrnfsgenossenschaften : von den Versichernngsanstal -
ten , die den Bangewcrbeberufsgellossenschaften , der Tiefbau -
und Seeberufsgenossenschaft angegliedert sind : von Reichs - ,
Staats - , Provinzial - und Gemeindebehörden . Und das Reichs -
Versicherungsamt veröffentlicht sie alljährlich . Danach haben

seit 1886 bis 1911 — dieses Jahr eingerechnet — 10 779 997

Proletarier und Proletarierinnen bei ihrer Erwerbsfron

einen Unfall erlitten . Nicht weniger als 190 662 davon wur -

den getötet , außerdem 2 211314 so schwer verletzt , daß sie
länger als 13 Wochen arbeitsunfähig waren . Unter ihnen
befinden sich Zehntausende , die lebenslänglich zu Krüppeln
geworden sind , die nie mehr ihren Lebensunterhalt zu ver -

dienen vermögen : viele Hunderttausende , die längere Zeit
an dein gleichen Schicksal trugen , oder deren Erwerbsfähig -
kcit für inuuer eine empfindliche Einbuße erlitten hat .

Das Schlachtfeld der Arbeit wird in steigendem Maße

auch von Frauenblut und Frauentränen getränkt . Jniiner
mehr Arbeiterinnen werden von Berufsunfällen ereilt , lassen
ihr Leben oder gesunde Glieder in der kapitalistischen Profit -
mühle . Wie könnte es anders sein , wenn in Gewerbe und

Landwirtschaft die Heere der Proletarierinnen ständig und

rasch anschwellen , über die der ausbeutende Reichtum seine
unbarmherzige Fuchtel schwingt ? Aber im werktätigen Volke

steigt auch die Zahl der Frauen , die als Angehörige von

veriinglückten Arbeitern alle Schmerzen und Nöte tragen

müssen , die die Unfälle ihrer Teuren im Gefolge haben . 1909

hinterließen zum Beispiel die 9363 getöteten Arbeiter 6372

Witwen , 13 288 Kinder und 307 entschädigungspflichtig ? Ver -

wandte in aufsteigender Linie . In dem genannten Jahre
wurden von den gewerblichen und landwirtschaftlichen Be -

rufsgenossenschaften 73 075 Proletarierinnen verzeichnet , die

seit dem Bestehen der Versicherung ein Betriebsunfall des

Gatten zur Witwe gemacht hatte . Bilder grausigsten Elends

steigen aus dem trockenen Zahlenwerk empor . Ist die Lebens -

Haltung der Habenichtse nicht auch unter sogenannten gün -

stigen Verhältnissen diirftig , kulturarm genug ? Tage der

Krankheit , der Erwerbsunfähigkeit , das Dahinsiechen und

Sterben des wichtigsten Brotverdieners muß sie unerträglich
gestalten . Man vergegenwärtige sich , was diese - Berechnung
von Kummer , Sorge und Entbehrung erzählt : 1909 empfing
im Durchschnitt die Witwe eines getöteten gewerblichen Ar -

bciters 191,92 Mk . Rente , die Witwe eines tödlich verunglück -
ten landwirtschaftlichen Proletariers gar nur 88,31 Mk . !

In 26 Jahren infolge von Betriebsunfällen reichlich 10' / .
Millionen Verwundeter , nahe an 2ll2 Millionen Schwerver¬
letzter und 190 662 Getötete ! Und das erhöht das Entsetzen ,
das uns aus diesen Zahlen anstarrt : j >ie Zusammenstellung
Jahr für Jahr weist nur für 1908 einen geringen Rückgang
der gemeldeten Betriebsunfälle aus , die 1911 mit 716 884 die

höchste bis dahin registrierte Zahl erreicht haben . Auch die

Zahl der Getöteten iibertrifft in diesem Jahre mit 9443 die -

jenige ihrer Schicksalsgenossen von 1909 und 1910 . Und wenn

die Zahl der Sckstvcrverletzten zu sinken scheint — sie ist von

ihrem Höhepunkt 144 703 im Jahre 1907 auf 132 114 im

Jahre 1911 gesunken — , so darf man eine Tatsache nicht
vergessen . Das raffiniert ausgebildete System der „ Reuten -

quetscherei " sorgt dafür , daß ungezählte Krüppel um die

Entschädigung geprellt werden , auf die sie von Gottes und

Rechts wegen einen Anspruch hätten . Obendrein geben die

vorliegenden Zahlen nicht einmal ein richtiges Gesamtbild
von der Riesenhaftigkeit des Blutopfers , das das Proletariat

dem ausbeutenden Reichtum jahraus jahrein bringt . Die

Unfälle sind nicht mitgerechnet , bei denen fälschlich ein Zu -

sammcnhang mit der Berufsarbeit verneint wurde . Die See -

lcute und die Arbeiter beim Tiefbau unterstehen erst seit
1887 der Unfallversicherung , die landwirtschaftlichen Betriebe

seit 1888 , viele andere Arten gewerblicher Unternehmungen

sind erst 1900 in sie einbezogen worden . Nicht mitgerechnet

sind die zahllosen Opfer der Berufskrankheiten , die ange -

sehcne Gelehrte , wie zuni Beispiel Professor Levin , als eine

Häufung fortgesetzter gewerblicher Unfälle erklären . So

fehlen in der Armee der Schwerverwnndeten die Phosphor -
arbeiter und - arbeiterinncn mit ihren zerfressenen Kiefern

und faulenden Knochen . Von den Hunderttausenden nicht

zu reden , die das Kapital in den Höhlen der Heimarbeit

verderben und sterben läßt , die die Tuberkulose dahinrafft ,

die Wissenkrankbeit des Proletariats . Die Zahlen künden ,

daß sich auf dem Schlachtfeld der Arbeit die Berge der Er -

schlagenen immer höher türmen , daß die Menge der Krüppel
immer gewaltiger anschwillt . Und das trotz des Arbeiter -

schutzes — im weitesten Sinne — > den die Sozialdemokratie
der Regierung und den bürgerlichen Parteien , den die Ge -

werkschaften dem Unternehmertum abgerungen haben : trotz

aller deiniitig und tränenreich gestammelter Beschwörungen ,
durch die bürgerliche Arbeiterfreunde die Kapitalisten zur

Schonung des Menschentums ihrer Lohnsklaven zu bewegen

suchen . Von welch phantastischer Größe würde das proleta -
rische Blutopfer ohne die Selbsthilfe der Ai�gebeuteten sein ,

ohne ihren politischen und gewerkschaftlichen Klassenkampf !

Obligalor . Nebenorgan zum „Textilarbeiter " für Frauen , die ivie ihre Männer Mitglieder dcö Deutschen Textilarbeiter - u. - Arbe : en - Vcrb . sind .
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Reichlich lO' / , Millionen Verunglückter , nahezu 2' /z Mil -

lionen Schwerverletzter , 130602 Getötete I Ein Riesenopfer
von Kraft und Leben , dargebracht im Kampfe um ein karg -
liches Brot und im Dienste wucherischen Reichtunis . Das

aber / in der kurzen Spanne Zeit von 26 Jahren , die zum

größten Teil mit der Regicrungszeit Wilhelms II . zusammen -

fallen . Wenn die schweifwedelnde bürgerliche Welt demnächst
zum 25jährigen Regierungsjubiläum dieses Monarchen alle

Errungenschaften seiner Herrschertätigkeit preist , so darf sie
nicht von den Proletariern schweigen , die zu Nutz und From -
men des kapitalistischen Profits zerfetzt , vergiftet , verstüm -
melt , erschlagen worden sind . Nicht etwa , als ob der Kaiser

persönlich für diese Geopferten mehr verantwortlich wäre als

irgend ein anderer Nutznießer und Verteidiger der bürger -
lichen Ordnung . Aber war es nicht Wilhelm II . , der seiner -
zeit das stolze Wort gesprochen hat : „ Herrlichen Zeiten fiihrc

ich euch entgegen I " ? Das Wort ist Wahrheit geworden , so -
weit es sich um die besitzenden und herrschenden Klassen han -

delt . In der Regierungszeit Wilhelms II . hat sich der Kapita -
lismus in Teutschland zu kaum geahnter Blüte und Macht
entfaltet . Die deutsche Industrie steht weltherrschend , be -

drohlich konkurrierend neben der englischen , ja sie hat sie in

manchen Zweigen überflügelt . Die deutsche Landwirtschaft
holt auf der Grundlage dieser Entwicklung niittels des Zoll -
und Steuerwuchers samt seinem Drum und Dran von Maß -

regeln fette Gewinne vom Tische des Volkes . Das deutsche
Spekulationskapital sackt diesseits und jenseits aller mög -
lichen Grenzpfähle ml�ckienhafte Schätze ein . überall , wo die

Ausbeutenden wohnen , sich amüsieren oder langweilen , klln -

det wahnwitziger Luxus die Reichtümer , die sie erlisten , er -

raffen .
Gleich einer blutigen Riesenfaust weisen die Zahlen der

Unfallversicherung auf die . Kehrseite dieser glänzenden Ent -

Wicklung hin : die Arbeit , die Gefahr , die Not des aus -

gedeuteten Proletariats . Und diese Begleiterscheinung un -

sercr „herrlichen Zeiten " vermag kein Kaiserwille zu bau -

nen . Hat nicht Wilhelm EL bereits 1890 im preußischen
Landesökonomiekollegium sein Entsetzen darüber ausgespro -

chen , daß so viele landwirtschaftliche Arbeiterinnen an Ma -

schinen verunglücken , hat er nicht durchgreifende Schutzinaß -
regeln�für nötig erklärt ? Seit diesem Jahre aber ist bis 1911

in landwirtschaftlichen Betrieben die Zahl der Schwerver -
wundeten von 12 573 auf 55 387 gestiegen , und die der Ge -

töteten von 1877 auf 2853 . Dem Umfang der Frauenarbeit
in der Landwirtschaft entsprechend befinden sich zahlreiche
Arbeiterinnen unter diesen Opfern der Ausbeutung . An den

ehernen Gesetzen der kapitalistischen Phlsmacherei zersplittern
Monarchcnwünsche wie Glas , und der ausbeutende Kapita -
lismus zwingt auch den leidenschaftlichsten und ruhmbegierig -
sten Herrscherwillen in sejncn Dienst . So will es die Ord -

nung , die die Herrschenden und Regierenden als eine gott -
gewollte bezeichnen .

In 26 Jahren reichlich 10' / « Millionen Verletzter , nahe an

2' / » Millionen Schwerverwundeter , 190 662 Erschlagene !
Das steht auf einein einzigen Blatte aus der Geschichte des

kapitalistischen Massenmordes in Deutschland , und dieses
Blatt ist — wie wir andeuteten — nicht einmal vollständig
beschrieben . Der kapitalistische „ Friede " darf sich au Gmucn -

haftigkeit dreist neben Kriege und Revolutionen stelleWDer
Deutsch - Französische Krieg zum Beispiel soll gegen 700 000

Opfer gefordert haben . Das Blut des proletarischen Abel aber

danipft zum Himmel , ohne daß der kapitalistische Kain unstet
und flüchtig wird . Die Schatten der um seines Profits willen

Gemordeten und Verstümmelten schrecken ihn weder beim

Bibelbuch noch im Champagnerrausch . Die Zahlen der Reichs -
Versicherung mahnen ihn nicht an verschlissenes warmes

Menschenleben . Sie verkörpern ihn » nichts als die paar Mark

Beiträge zur Unfallversicherung , um die sein Profit ge -

schmälert worden ist . „ Nach uns die Sintflut dieses ver -

gossenen Blutes " 7 das ist die Losung , unter der die kapita -

listischen Klassen weiter wirtschaften . Der winkende Mehr -

wert macht sie blind dafür , daß an dem steigenden Blut -

ström jeder mitschuldig ist , der nicht — unbekümmert um

den eigenen Vorteil , nur der fremden Not eingedenk — seine

ganze Kraft bis zum letzten Hauche eingesetzt hat , die Quel -

len der furchtbaren Erscheinung zu schließen . Der stumpfe
Sinn dieser Klassen , ihres Herzens Härtigkeit ist der nicht
fortzudeutelnde Beweis dafür , wie niedrig die Arbeiterklasse
das vielberufene „soziale Gewissen " der Besitzenden und

Herrscheirden einschätzen muß .

Aus allen Poren schmutz - uird bluttriefend , ist nach einem

Allsspruch von Marx der Kapitalismus ins Leben getreten .
Wie je , ja mehr als je aus allen Poren schmutz - und blut -

triefend , knechtet und vernichtet er ausbeutend das lebeildige
Menschentum des Proletariers auch heute noch . Hügel zer -

stückelter Glieder und Leiber , Fluten vergossenen Blutes

säumen den Weg des „friedlichen Hineinwachsens in die so -

zialistische Ordnung " . Sie predigen mit der aufreizendsten
Sprache , die es gibt — mit der Sprache der Tatsachen — ,

daß der Kapitalismus eine blindwütende Bestie ist , die sich
nicht mit den Brosamen ethischer Gefühle und Redensarten

zähmen läßt , die vielmehr in , Kanipfc Brust an Brust bc -

zwungen und unschädlich gemacht werden muß .
Wir täuschen uns nicht darüber : dieser Kampf heischt

Opfer und führt durch Gefahren . Aber muß nicht die tägliche
Abwürgung ihres Menschentunis , die stiindliche Gefahr die

Ausgebeuteten cntsagungsfreudig und kühn vorwärts trei -

ben ? Die kapitalistische Ordnung zwingt sie , für einen jäm -
merlichen Verdienst tagaus tagein Gesundheit und Leben

aufs Spiel zu setzen . Wie könnten sie sich da bedenken , um

ihres Rechtes und ihrer Freiheit willeil freiwillig alles zu

wagen , was je der Ernst einer entscheidungsschwcrcn Stunde

fordern sollte ? Alles , was die Proletarier angeht , wird nur

als Massenerscheinung wirimui . Täglich zerfleischen Sägen
uild Hobel fleißige Hände , zWnalmcn Räder zuckende Leiber .

Das gehört zum Lebensprozeß der kapitalistischen Güter -

crzeugung wie der Verbrauch von Kohle , wie der schwarze ,
dicke Qualm , der sich aus dc «i Fabrikschloten wälzt . Wer fragt

nach dem vernichteten einzelnen , nach dem Los der Seinen ?

Aber zur Masse zusammengehäuft , wie sie die Statistik der

Unfallversicherung zeigt , werden die Verstümmelten und Er -

schlagenen bis zum letzten Mann und zur letzten Frau zu
einer gesellschaftlichen Größe . Uild aus ihr heraus gewinnen
sie ein neues Leben voller Macht . Diese stummen Opfer reden

lauter als Posaunen , und von diesen grauen , zerfetzten
Leibern geht ein Licht aus , heller als von lodernden Bränden .

Die Toten mahnen die Lebenden , die Krüppel die Kraft -
vollen ! Auf die Massenvernichtung proletarischen Lebens

durch den Kapitalismus niuß der Massenkampf proleta -
rischer Kräfte gegen den Kapitalisnius antworten . Für
diesen Kampf gilt es bereit sein , bereit machen in dem Bc -

wußtsein , daß der Kapitalismus für die Proletarier ein

Schrecken ohne Ende ist und daß darum unter seiner Herr -
schaft ihnen das Leben nicht der Güter höchstes sein kann .

Die Tätigkeit der Frau in der Gemeinde .
Von Anna Bios .

II .

DieFrau in der Schulko mm i s s i o n.

Der frühere Gouverneur von Kolorado hob in einer Rede

für das Frauenstimmrecht namentlich die vorzüglichen Er -

fahrungen nnt der Tätigkeit der Frauen im Schul - und Er -

ziehungswesen hervor . Er sagte : „ Die Schulangelegenheiten
sind den Frauen überwiesen worden . Wir haben immer einen

weiblichen Staatsschulinspektor gehabt . Wo immer Frauen
in Ämter hineinkamen , haben sie sich nicht einen einzigen
Mißbrauch zuschulden kommen lassen , und nickst der leiseste
Verdacht ist je auf sie gefallen . " Bei uns in Deutschland wird

allerdings noch keine Frau auf einen so hohen Posten be -

rufen . Aber auch bei uns war das Schul - und Erziehtfngs -
Wesen so ziemlich das erste Gebiet öffentlicher Tätigkeit , zu
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dem man Frauen heranzog . Die Frau galt ja von alters her
als die geborene Erzieherin . Selbst den Nonnen stand das

Recht zu , Mädchen zu erziehen und zu unterrichten , obgleich
ihnen sonst außer Armen - und Krankenpslege jede öffent -

liche Tätigkeit untersagt war . Für die vielgeschmähte „ alte

Jungfer " der höheren Stände war der Beruf der Erzieherin
der einzige , den sie außerhalb des Elternhauses ausüben

durfte . Als später Staat und Genieinde die Verpflichtung
übernehnien mußten . Schulen zu gründen und zu unter -

halten , da wurden allmählich Lehrerinnen die ersten tveib -

lichen Beamten , die zu Tausenden Anstellung fanden . In
Betracht kam dabei zum großen Teil die „Billigkeit " der

weiblichen Lehrkräfte . Es bestehen noch heute große Mißver -
Hältnisse zwischen der Besoldung von Lehrern und Lehre -
rinnen . Aber auch die Mitwirkung der Lehrerinnen in den

Aufsichts - und Verwaltungsbehörden der Schulen ist noch
inimer eingeschränkt .

Die Vertreterinnen der Lehrerinnen in solchen Körper -

schaften haben naturgemäß in der Hauptsache die Interessen
der Lehrerinnen im Alige . In einigen Bundesstaaten hat

man sich dazu entschlossen , auch Frauen aus der Gemeinde

als Vertreterinnen der Mütter in die Schnlbehördc wählen

zu lassen , und zwar sowohl in die der höheren Mädchenbil -
dungsanstalten wie in die der Volksschulen . Das Groß -
herzogtuni Baden ging iin Jahre 1906 mit guteni Beispiel
voran . Iin Jahre 1908 folgten ihm Preußen , Elsaß -
Lothringen und Sachs e n - M e i n i n g e n : das am

1. April 1910 in Kraft getretene Volksschulgesetz in Würt -

tvinberg ließ Frauen als Mitglieder des Ortsschulrats
heranziehen . Einzig steht aber wohl in dieser Beziehung
auch heute noch die Stadt Stuttgart da , die mich als

Sozialdemokratin in den evangelischen Ortsschulrat berief .
Es sei mir daher vergönnt , näher auf die Tätigkeit der Frau
in dieser Schulbchörde einzugehen , die ich aus eigener Er -

fahrung am besten kenne .

Der Ortsschulrat ( Schuldeputation , Schulkominission ) setzt
sich gewöhnlich aus Vertretern der Lehrerschaft , Mitgliedern
des Gemeiudcrats , Geistlichen , dem Stadtschularzt und an -
deren Amtspersonen zusammen . In den meisten Bundes -

staaten , besonders in Preußen , sind die Vertreter der So -

zialdemokratie aus dem Ortsschulrat vollständig ausgeschlos -

sen . Dabei werden die Volksschulen fast ausschließlich von den

Kindern der Arbeiterklasse besucht . Diese hat also das größte

Recht darauf , einen genauen Einblick in die Einrichtungen
der Volksschulen zu gewinnen , in ihren Lehrplan , ihre Ver -

waltung und alles , was sonst mit der Schule zusammen -

hängt . Nur dann ist eine ersprießliche Wechselwirkung zwi -

schen Schule und Elternhaus denkbar , wenn den Vertretern

der Arbeiterschaft soviel als möglich Einfluß eingeräumt
wird auf alle Schul - und Erziehungsfragcn der Volksbil -

dungsanstalten . Die Mütter der Volksschüler und Volks -

schiilerinnen vor allem haben das höchste Interesse daran , in

den Schulbchörden mitzuarbeiten . Sie vor allem müssen dort

vertreten sein , und als Vertreterin der Mütter habe ich stets
meine Aufgabe im Stuttgarter Ortsschulrat aufgefaßt . In
der Hoffnung , daß ich nicht mehr lange die einzige Sozial -
demokratin sein werde , die in einer Schulbchörde mit -

arbeitet , möchte ich meine Nachfolgerinnen mit meinen Er¬

fahrungen auf dem Gebiet der Pädagogik überhaupt , na -

mentlich aber auf dem Gebiet meiner Tätigkeit im Orts -

schulrat bekannt inachen . Wenn viele meiner Pläne und

Wünsche sich nicht verwirklichten und verwirklichen , so liegt
das daran , daß der Ortsschulrat nur eine beratende und ver -

Mittelnde Behörde ist . Die Entscheidung liegt bei den bürger -
lichen Kollegien , und manche Forderung scheitert daran , daß
diese die „ zu weit gehenden " Anregungen namentlich im Hin -
blick auf die Kosten verweigern .

Die finanzielle Volksschulverwaltung .

Die Volksschule bleibt »ach wie vor das Aschenbrödel , wie

Diesterweg , ein bekannter fortschrittlicher Pädagoge , sie ge -

nannt hat . Darüber kann keine der schönen Redensarten hin -
wegtäuschcn , daß heute so viel für die Kinder des Volkes

getan wird . Die Volksschule leidet vor allem daran , daß es

den Gemeinden zufällt , den größtmöglichen Teil aller Aus -

gaben für die Volksschulen aus den eigenen Mitteln zu
decken . Es fehlt deshalb den Volksschulen an jeder Einheit -
lichkeit , denn die Gemeinden , die die Zuschüsse leisten , bean -

spruchen dafür auch das Recht , in den Schulangelegenheiten
mitzureden . Es ist auch begreiflich , daß in reichen Gemeinden

mehr fiir die Volksschulen geschieht als da , wo die Mittel

knapp sind . Wenn heute Städte wie Berlin , Charlottenburg ,
München , Stuttgart auf dem Gebiet des Volksschulwescns
Anerkennenswertes leisten , so sind die Zustände auf dem

Lande , in armen Gemeinden im Osten zum Beispiel ganz
unwürdige . Wir betrachten aber das Recht ans Bildung als

soziales Recht und arbeiten darauf hin , daß der Staat alle
die Pflichten für die Volksschule übernimmt , die heute den

Gemeinden zufallen . Diestcrweg sagt : „ Hat man die Aus -

bildung der Jugend als Pflicht der Staatsgesellschaft an -

erkannt , so folgt von selbst , daß die Kosten der betreffenden

Einrichtungen als Staatsanstalten aus den Staatsmitteln

bestritten werden müssen . "
Da uns heute noch ein Reichsschulgesetz fehlt , so müssen

wir mit den gegebenen Verhältnissen rechnen und bei allen

Forderungen den Standpunkt vertreten , daß auf fast jedein
Gebiet eher gespart werden darf als da , wo es sich um das

heiligste Gut des Volkes , wo es sich um die Kinder handelt .
Es ist mir einmal vorgeworfen worden , daß ich den Unter -

schied von arinen und reichen Kindern in die Debatte ziehe .
Aber ich bin der Meinung , daß man nicht darum herum -

kommt , diesen Unterschied init aller Schärfe zu berücksich -
tigen und immer wieder zu betonen , solange die Volksschule
eine Klassenschule , eine Schule für die Armen ist . Ganz un -

richtig ist auch die Behauptung , daß für die Entwicklung der

höheren Schulen größere Ansprüche gestellt werden dürften ,
weil dort die Leistungen von Staat und Gemeinde geringer
seien . Das Gegenteil ist der Fall . In Preußen zum Bei -

spiel betragen die Kosten aus öffentlichen Mitteln für einen

Aolksschüler inklusive Schulbaukosten L3 Mk. , für eine höhere

Mädchenschlllerin 172 Mk. , für einen Schüler höherer Schulen
279 Mk . Für einen Studenten zahlt Berlin 723 Mk . Zu -
schuß , Königsberg sogar 1269 Mk .

Wir haben auch durchaus nicht in allen Bundesstaaten
und Gemeinden die volle Unentgeltlichkeit des Unterrichtes
in den Volksschulen . In P r e u ß e n , H e s s e n , O I d e n -

bürg , in der Mehrzahl der t h ü r i n g i s ch e n S t a a t e n

ist Schulgeldfreiheit eingeführt . In B a y e r n, W ü r t t e m-

b c r g , Baden ist es den Gemeinden freigestellt , durch

Ortsstatut die Uueutgeltlichkeit des Volksschulunterrichtes
festzulegen . In Sachsen , Anhalt , B r a u n s ch w e i g
wird noch Schulgeld erhoben . Es läßt sich denken , wie drük -

kend diese Ausgabe von armen Familien empfunden werden

muß , die mehrere Kinder in die Schule schicken . Wir haben
in Deutschland den Schulzwang . Aber man frägt nicht

überall danach , wie die Armen es möglich machen , diesem

Zwange nachzukommen . Genosse Rühle stellte fest , daß in

Dresden in einem Jahre 1884 Pfändungsaufträge wegen

rückständigen Schulgeldes erlassen wurden ; außerdem ließ
der Rat 4890 Zahlungsauflagen ergehen . Es waren also 6800

Schulgeldreste vorhanden . Zum Glücke sind aber überall ,

wo Schulgeld erhoben wird , erhebliche Beträge dieser Schul -

steuern uneintreibbar , so daß sich auch da die Unentgeltlich -
keit des Volksschulbesuchs durchsetzt .

Auch die Unentgeltlichkeit der Lehrmittel besteht nicht
überall . Da gerade Arbeiterkinder durch den Wohnungs -
Wechsel der Eltern zu häufigem Schulwechsel gezwungen

sind , und da das Unterrichtsmaterial ebensowenig einheit -

lich ist wie alle Bestimmungen über die Volksschule , so be -

deutet die oft erneute Ausgabe fiir andere Lehrbücher usw .
wiederum eine schwere Last für die Eitern . Genosse Ouarck

stellte fest , daß man in der Schweiz , wo Unentgeltlichkeit des
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Unterrichtes und der Lehrmittel besteht , nach amtlichen Be -

rechnungen in der Stadt Zürich für die drei Jahre 1901 bis

1903 zuletzt ganz genau mit 2,26 Fr . — 1,80 Mk . pro Schul¬
kind auskam . Zudem ist erwiesen , daß die Kinder ihre�reieiv
Lernmittel womöglich schöner und besser halten als ihre

friiheren , eigenen . Nur muß das Gefühl der Verantwortlich -
keit und Sorge für ein öffentliches Gut in ihnen geweckt
werden , und das geschieht bald , wenn der Lehrer ein guter

Erzieher ist , denn dieses Gefühl ist doch ebenfalls der Ent -

Wicklung fähig .
Für die Sozialdemokratie , die die Einheitsschule für alle

Kinder erstrebt , in der der Staat alle Kosten für Unterricht
und Lernmittel übernimmt , erscheint die Forderung der

Unentgeltlichkeit von Unterricht und Lernmittel ganz selbst -
verständlich . Sie wird daher diesen ihren Standpunkt jeder -

zeit und überall vertreten , wo sie bei der finanziellen Volks -

schulverwaltung mitzusprechen hat .

Eine Revolte bulgarischer Frauelt

gegen den Krieg .
Aus P h i l i p p o p e l , der zweitgrößten Stadt Bul -

gariens , nieldet dem „ B u n d " , einer der angesehensten bür -

gerlichcn Zeitungen der Schweiz , sein Korrespondent fol -
gendes :

„ P h i l i p p o p e l, 2 0. M a i 1913 . Die Nachrichten über

die Kämpfe zwischen Bulgaren und Griechen haben in der

Bevölkerung eine tiefgehende Erregung hervor -

gerufen . Diese steten Scharniützel haben natürlich - die

Bulgaren zu großen Truppenverschiebungen gezwungen , und

es wird tatsächlich ein großer Teil der Truppen von Bulair

und Tschataldscha nach Mazedonien gebracht . Bulgarien
dringt deshalb auf schleunigsten Abschluß des Friedens mit

der Türkei und hat seinen Bevollmächtigten aufgefordert ,

den Präliminarvertrag in London zu unterzeichnen . Dem

setzen wieder Griechenland und Serbien Widerstand entgegen ,

indem sie sich entschieden weigern , den Vertrag zu unter -

zeichnen .
Diese Kunde und die Nachrichten von den Truppentrnns -

Porten sind trotz strenger Zensur ins Publikum gedrungen ,
und was die Folge davon ist , haben wir gestern gesehen .
Gestern morgen zirka um 10 Uhr rotteten sich hier auf dein

Marktplatz vor dem Platzkommando einige hundert

Frauen aus allen Volksschichten zu einer großen , lärmen -

den Manifestation zusammen . Alle hielten kleine Kinder auf

den Armen , während kleinere und größere Kinder an Hän -
den und Röcken nachgeschleppt wurden . Da der hiesige Platz -
kommandant , General S t o i l o f f , in diesem Getiiininel

und Geschrei nicht verstehen konnte , um was es sich handelte ,
forderte er die Frauen auf , ihm eine Delegation in sein
Bureau zu senden , die ihm ihre Wünsche mitteilen sollte . Es

wurden denn auch sogleich acht der ältesten Frauen abge -
ordnet . Sie erklärten dem General - kategorisch , sie hätten

genug von diesem achtmonatigen Elend ; ihre Kinder hätten

nicht genug zu essen ; es sei niemand da , der die Arbeit in

Feld und Garten verrichten könne , sie wollten ent -

weder Geld oder ihre Männer . Sie wollten keinen

Krieg nnt Griechenland und Serbien , sondern die Entlassung

ihrer Männer zur Ernährung der Familie . Schon während
diese Delegation oben im Bureau des Generals ihre Wünsche
klarlegte , flogen die ersten Steine , von mageren ,
braunen Wciberarmen mit Wucht geschleudert , gegen die

Fenster des Platzkommandos . Drohestdc Gebärden und Ver -

wünschungcn begleiteten sie, und bald prasselte ein völliger

Hagel von Steinen . Alle Fenster wurden eingeschlagen ; die

Steine fielen in den Zimmern nieder , und uni ein Haar wäre

der General getroffen worden . Er begab sich in feinen unten

wartenden Wagen , um nach Hause zu fahren . Die Weiber

aber verfolgten ihn mit Steinwürfen und mit Geschrei , und

verschiedene Male wurde er leicht getroffen . Vor seinem

Hause die gleiche Szene . Viele Hunderte von Weibern um- .

ringen es mit dem Geschrei : - Geld ! Geld ! ' Keine Mög -
lichkeit , ins Halls zu kommeil . Ter Wagen des Generals

wurde umringt niit der Drohung , in a n werde ihn
töten , wenn er nicht Geld gebe . Er war genötigt , sich nach
dem Bahnhof zll flüchten , dort in die Kaserne zu telepha ,
niercn und um Tnippen zu bitten . E i n ganzes Regi -
m e n t rückte denn auch bald mit aufgepflanztem Bajoilett
ail und säuberte die Straßen und Plätze von den aufgeregten !
Frauen . Gegeilwörtig sind überall Patrouillen verstreut , und

die Straßen und Plätze in der Gegend des Platzkommandos
sind jedem Wesen weiblichen Geschlechts znin Durchgang ver »

boten ; eiil Gehege von Bajonetteil schützt den Platzkomman »
bauten vor den revoltierenden Frauen . »

Wie ich hörte , war auch im 9. Regimcilt in der hiesigeit
Kaserne eine Revolte ausgebrochen ; doch verlautet über die

Einzelheiten kein Wort . Die meisten von den manifestieren -
den Frauen besitzen große Gemüsegärten in deil Außcnquar -
tieren und versehen die ganze Stadt sowie, auch Sofia mit

Gemüsen . Nun fehlt es an den Männern , um die Arbeit zll

besorgen . Auf dem Lande herrscht die gleiche Not . In drei

bis vier Wockjen soll die Getreideernte beginnen , der Heuet
sollte schon jetzt ini Gange sein , die reifen Kirschen gepflückt
werde » , und zu Haufe befinden sich nur Frauen und Kinder ,

welche nicht imstande sind , die Arbeit zu bewältigen . Die

Frauenrevoltc ist nur der Anfang voin Liebe , und eines ist
gewiß : wenn es zu eineni Kriege unter den Verbiiildetei�
konimt , so werden wir nicht nur eine Revolte in der Armes

haben , sondern, was schlimmer ist , eine große R e v o l njS
t i o n i m g a n z e n L a n d e unter der Bevölkerung . "

Die Volksfürsorge .
Der Kapitalismus weiß alles in den Dienst des Profits

zu stellen . Er beutet nicht allein den Proletarier unmitteK

bar als Arbeitenden , als Produzenten aus . Auch vom Kon -

snmenten erhebt er seinen Tribut , und schließlich münzt cv

noch die Unsicherheit des Lebens , die Unbill und Not in

klingendes Gold um , die seine „ Ordnung " über die große
Masse des Volkes verhängt . Die Lebensversicherung ist

eines der glänzendsten Geschäfte für den Kapitalisten . Mil -

lionen von Mark , in der Hauptsache von den ärmeren

Schichten der Bevölkerung aufgebracht , werden jährlich von

den privaten Versicherungsgesellschaften gesammelt und

liefern deren Anteilhabern fette Dividenden , den Direk -
toren fabelhaft hohe Gehälter und den Aufsichtsräten an -

sehnliche Tantiemen . Von den verschiedenen Versicherungs -
zweigen wirft die sogenannte Volksversicherung den Gesell -

schuften besonders große Profite ab . Unter Volksvcrsiche -
rung versteht iiian Versicherungen , bei denen es sich im ein -

zelnen Falle um kleine Versicherungssummen handelt , für
die wöchentliche Beiträge schon von 10 Pf . an zu leisten sind .
Diese Versicherungsart ist erst seit etwa dreieinhalb Jahren
zur Bliite gekommen . Es werden bis jetzt etwa 10 Mil -

lionen Policen — Versicherungsverträge — zum Abschluß
gebracht worden sein , die eine Versicherungssumnie von etwa

2000 Millionen Mark einschließen . Die große Zahl der

Policen läßt erkennen , welch riesige Summen hierbei z » '

saiiimenfließen mögen .
Die Rentabilität der Unternehinungen ist besonders auf�

fallend angesichts der ungeheuer hohen Verwaltungskosten ,
die diese Versicherungen verschlucken . Sie betragen über

25 Prozent der Einnahmen . So hat zum Beispiel die V i k -

t o r i a bei etwa 62 Millionen Mark Einnähinen aus der

Volksversicherung allein Hll2 Millionen Mark an Verwal -

tungskosten ausgegeben . Acht solcher Gesellschaften hatten
bei zusammen 110,7 Millionen Mark Präniieneinnahinca
allein 29,6 Millionen Mark oder 26 | 8 Prozent für Provisionca
und Verwaltungskosten aufgewendet . Und trotzdcni , welal

reiche Gewinne ! Bei eineni Aktienkapital von 6 Millionen

Mark wies die Bilanz der Viktoria im Jahre 1912
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einen Gesamtüberschuß von rund ST' /i Millionen Mark

aus . Von dem Gewinn entfallen allein auf die Volksver -

sicherung 16�/« Millionen Mark , während die Lebensver -

sicherung einen Gewinn von 18' / , Millionen Mark brachte .

Also von den Groschen der Arbeiter holte allein diese eine

Gesellschaft — allerdings die größte ihrer Art — einen

Gewinn von 16 Millionen Mark heraus . Da können die

Aktionäre jubeln . Bei der Viktoria haben die Aktionäre

auf je 666 Mk . Einzahlung pro Aktie 396 Mk . Dividende

bekommen , das sind 65 Proz . Die Versicherungsgesellschaft
Friedrich Wilhelm zahlte 38' / , Proz . Dividende . Bei

der Providentia erhalten die Aktionäre 766666 Mk. ,

Vorstand und Aufsichtsrat 143 524 Mk . Tantiemen , bei der

Bayerischen Versicherungsbank wurden an

Dividenden 856 666 Mk. , für Tantiemen an Vorstand und

Aufsichtsrat 81 256 Mk . gezahlt . Und während viele der An -

gestellten dieser Gesellschaften mit jammervollen Gehältern
bis zu 56 , ja bis zu 36 Mk . im Monat herab abgespeist
werden , blieb es bisher noch unwidersprochen , daß der

Generaldirektor der Viktoria an Gehalt und

Tantiemen jährlich 866666 bis 856666 Mk . bezieht !
Tarin offenbart sich der ganze Wahnwitz der kapitalistischen
Ordnung , die im gleichen Betrieb den einen verhungern
läßt , während der andere im Gold erstickt .

Wie kommen die hohen Dividenden der Aktionäre und die

fürstlichen Gehälter der Direktoren zustande ? Zunächst bc -

schwatzt ein ganzes Heer häufig gewissenloser Agenten die

kleinen Leute , ihre stöhnend abgedarbten Groschen dcn Ver -

sichernngsgcsellsckxrsten zu opfern . Ein teuflisch ausgeklügel -
les Versicherungssystein sorgt vor , daß in den wenigsten
Fällen sich erweist , daß die Versprechungen des Agenten
nichts als hohle Nüsse sind . Eine der ergiebigsten Ein -

nahmequellen der Gesellschaften ist der Verfall der Versiche -
rungen , der die Versicherten um die erwartete Versicherungs -
summe wie um ihre eingezahlten Groschen bringt . Die Ge -

sellschaften sacken dadurch erhebliche Betrüge ein , ohne

irgendwelche Gegenleistungen dafür bieten zu müssen . Viele

Versicherte , die sich durch die Agenten zum Abschluß zu
hoher Versicherungen bereden ließen , können auf die Daner
die Prämien nicht entrichten und lassen die Policen ver -

fallen . Not , Krankheit und Arbeitslosigkeit verhindern arme

Teufel , ihre Prämien weiterzuzahlen . Ungeheuer sind die

Gewinne der Versicherungsgesellschaften aus diesen verfalle -
» en Policen . Nach einer Zusammenstellung von 16 solcher
Gesellschaften endigten von 666 666 erloschenen Policen
8 64666 durch Aufgeben der Versicherung ,
ohne daß irgendwelche Vergütung erfolgte .
Also über die Hälfte aller Versicherten ließen iHre einge -
Zahlten Gelder und einen Versicherungsanspruch von zu -
lainmen 66,5 Millionen Mark fahren .

Es war hohe Zeit , daß dieser Ausplünderung weiter

Volkskreiso durch die privaten Versicherungsgesellschaften ein

Siegel vorgeschoben würde . Diejenigen Zweige der nioder -
nen Arbeiterbewegung , die der unmittelbaren Besserung der

Wirtschaftlichen Lage des Proletariats dienen , waren aber

disher ganz von wichtigen Aufgaben ihrer Sondergebiete in

Anspruch gcnomnien . Die Kräfte der Gewerkschaften wnr -
den durch den Aufbau ihrer Organisationen und den Kanipf
wit dem Unternehmertum vollauf eingefordert , und die

"Konsumgenossenschaften waren durch ihre starke Entwicklung
» nd die sich geltend machenden Bestrebungen auf Eigen -
Produktion ebenfalls derart in Anspruch genommen , daß sie
hch nicht mit anderen Aufgaben beschästigen konnten . Doch
� Mißstände im privaten Versicherungswesen wurden

wimer unerträglicher und offenbarer , so daß sich in Zeit -

�hriften öfter und öfter der Ruf erhob , die Gewerkschaften
wllten die Gründung einer Volksversicherung in die Hand

Pehmen . Bereits dem Gewerkschaftskongreß zu K ö l n 1965

. ; 19 ein Antrag vor , die Gewerkschaften möchten der Frage
ef Volksversicherung nähertreten . Er wurde der General -

�inmission überwiesen . Doch erst im Februar 1911 wurde

in einer Sitzung von Vertretern der Generalkommission
und des Zentralverbandes deutscher Konsumvereine die

Frage erörtert , ob man nicht gemeinsam eine solche Ver -

sicherung ins Leben rufen könnte . Eine spätere Sitzung
führte zu dem Ergebnis , daß eine Studienkommission ein -

gesetzt wurde , und diese unterbreitete dann dem GeWerk -

schaftskongreß zu Dresden im Juni 1911 und dem kurz
darauf folgenden Genossenschaftstag ihre Vorschläge . So
kam die Versicherungsgesellschaft „ V o l k s f ü r s o r g e "

als Gründung der Gewerkschaften und der Konsumgenossen -
schaften zustande . Nachdem sie anfangs Mai vom Aufsichts -
amt für Privatversichcrung genehmigt wurde , hat sie nun -

mehr ihren Betrieb eröffnet .
Die Volksfllrsorge soll die Volksversicherung aus den raff -

gierigen Händen des privaten Kapitals befreien . Sie wird

in Forni einer Aktiengesellschaft sich demnach auf völlig
demokratischer Grundlage . aufbauen . Das Aktienkapital in

Höhe von 1 Million Mark ist von den Gewerkschaften und

Genossenschaften zu gleichen Teilen aufgebracht worden .

Aus beiden Organisationen paritätisch zusannncngcsetzte

Verwaltungskörperschaften haben die Leitung in der Hand .
Die Aktien , die zu je 1666 Mk . an Gewerkschaften und Ge -

nossenschasten abgegeben wurden , können nicht an der Börse
gehandelt und folglich auch nicht zu Spekulationen aus -

genutzt werden . Das Aktienkapital soll zu höchstens 4 Proz .
verzinsbar sein , Gewerkschaften und Genossenschaften wollen

keine hohen Profite daraus ziehen . Die Gehälter der an -

gestellten Personen und die Entschädigungen der Einkassicrer
werden von den Vertretern der Gewerkschaften und Ge -

nossenschaften bestimmt . Der Aufsichtsrat bezieht natürlich

nicht Tausende von Mark als Tantiemen , sondern wirkt

ehrenamtlich . Durch all dies ist vorgesorgt , daß das Unter -

nehmen nicht zu einer kapitalistischen Profitmühle entartet .

Das Werbefeld der Polksfürsorge bilden in erster Linie die

Gewerkschaften und Genossenschaften mit ihrem Mitglieder -
stand von rund 3' / , Millionen . Die Gewerkschaften und Ge -

nossenschaften stellen sich mit ihren Beamten und Angestell -
ten in den Dienst der Volksfürsorge . Die Annahme von

Versicherungsanträgen und die Einkassierung von Prämien
( Beiträgen ) erfolgt durch die Vertrauenspersonen und Bei -

tragskassiercr der Gewerkschaften und durch die Angestellten
der Konsumgenossensckiaften in den Vereinsläden . Diese

Tätigkeit ist überwiegend eine ehrenamtliche , nur ein kleiner

Prozentsatz wird den Kassierern als Entschädigung für das

Einholen der Beiträge gezahlt .
Welche Ersparnisse werden auf diese Weise bei der Ver -

waltung der Volksfürsorge zu erzielen sein ? Für Entgegen -
nähme und Vermittlung eines Versicherungsantrags erhält

der Vertrauensmann nur 36 Pf . , die aus der Aufnahme -

gebühr , nicht aus der Prämiencinnahme gezahlt werden ,

Für die Entgegennahme der festen Halbmonatsbeiträge be -

kommt er 6 Proz . und nur 3 Proz . Vergütung bei der Spar -

Versicherung , die noch weiter unten besprochen werden soll .
Es wird berechnet , daß durch die Ausmerzung bezfehungs -
weise Einschränkung der bei den privaten Versicherungs -
gesellschaften üblichen Geschäftsgepflogenheiten sich die Ver -

waltungskosten bei der Volksfürsorge um 15 bis 26 Proz .

niedriger stellen werden als bei jenen Unternehmungen .
Danach würde nur der geringe Satz von etwa 6 bis 7 Proz .
der Einnahmen für Verwaltungszwccke verbraucht . Das aber

gewährleistet dem Versicherten bei langer Versichernngszeit
eine ganz bedeutende Erhöhung seiner Bersicherungssumme .
Die Sparversicherung arbeitet wegen der noch geringeren
Belastung durch Verwaltungskosten noch vorteilhafter . Darin

liegt für die Versicherten der große Vorteil der Volksfür -

sorge vor den privaten Versicherungsgesellschaften , daß in

ihr weder hohe Dividenden für die Aktionäre heräusgeschnn -
den , noch ungeheure Summen für die Verwaltung vergeudet
werden . Jeder eingezahlte Groschen soll dem Versicherten
möglichst voll zugute kommen . Keine andere Versicherungs -
Gesellschaft kann sich auf einen solchen Stab von vielen Tau -
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senden von Vcrtrauenspersoncn stützen , die in uneigen -
»ütziger Mitarbeit für sie wirken .

Über das ganze Reich wird sich die Volksfürsorge er -

strecken und alle Zweige der kleinen Versicherungen Pflegen :
Versicher ringen auf i�en Todesfall , Er -

rverbslofen versicher ring , Kinderve rsiche -
r ri n g i ir Verbindung mit K o n f i r m a t i o n s - ,
Militärdien st - oderAus st euerversich er ung .
Die Versicherung ist sowohl niit regelmäßiger wie mit

zwangloser ( Sparversicherung ) Prämienzahlung zugelassen .
Die wichtigste Einrichtung der Volksfürsorge aber ist , daß

die eingezahlten Prämieirgelder dem Ver -

s i ch e r t e n n i e v e r l o r e n g e h e n. Ist er durch irgend -

welche mißlichen Umstände — Krankheit oder Arbeitslosig¬
keit — nicht in der Lage , die regelmäßigen Prämien -
zahlungen zu leisten , so wird seine Versicherung in

eine Sparversicherung uni gewandelt , zu
derer beliebig Beiträge zahlen kann . Wie

günstig die S p a r v e r s i ch e r u n g und die mit ihr ver -

bundene Risikoversicherung ist , zeigt die nach -
stehende kleine tabellarische Übersicht . Sie gibt den Betrag
an , den jemand erhält , der ini 25 . Lebensjahr eine Spar -

Versicherung auf das 65 . Lebensjahr in Verbindung mit

Risikoversicherung abgeschlossen und der regelmäßig zu Be -

ginn des Versicherungsjahres eine Prämie von 24 Mf . ein¬

gezahlt hat . In der letzten Kolonne führt die Tabelle auf ,
wieviel der Betreffende bei gleicher Dauer und 24 Mk . Ein -

zahlung von der städtischen Sparkasse an Zins und Zinses -

zins bekommen würde . Beim Ableben würde die Volks -

fürsorge auszahlen :

Also erst nach 36 Jahren ergibt die Einlage bei der Spar -
kasse einen höheren Betrag . Da es aber doch zweifelhaft ist ,
ob der Betreffende nach 36 Jahren noch lebt , wäre für ihn
die Volksfürsorge vorteilhafter .

Wir wollen an dieser Stelle mit weiteren Einzelheiten
nicht aufwarten . In den nächsten Wochen werden Prospekte
und Flugblätter der Volksfürsorge mit den Schilderungen
der Versicherungseinrichtungen , der Vcrsicherungsbcdin -
gungen und - bestimmungen ins Land hinausgehen . Ten

Konsumvereins - und Gewerkschaftsmitgliedern erwächst die

dringende Pflicht , für die Volksfürsorge zu werbe » . Be -

sonders seien unsere Genossinnen auf die Vorzüge der Volks -

fürsorge hingewiesen . Bei den Arbeiterfrauen fanden die

geschwätzigen Agenten der privaten Versicherungsgesellschaften
bisher ein williges Ohr . Sie müssen nun diesen Hand -
langern kapitalistischer Auswucherung die Türe vor der Nase

zuschlagen . Der rechte Mann , dem sie Lebensversicherungen
für sich und ihre Familienangehörigen anvertrauen können ,

ist der Beauftragte der gewerkfchaftlich - genossenschaftlichcn
Versicherung . Bereits sind starke gegnerische Kräfte am

Werke , um der ueucstcn Schöpfung der organisierten Ar -

beiterschaft auf wirtschaftlichem Gebiet entgegenzuwirken .

Ein Mischmasch von Scharfmachern , Christlichen , Sozial -
Politikern , Hirsch - Tunckerschcn und Gelben will eine ähn -
liche Gründung ins Leben rufen . Und die privaten Ver -

sicherungsgesellschaften fühlen sich plötzlich gedrungen , gleich -
falls eine neue Volksversicherung zu angemessenen Bedin -

gungen einzurichten . Der Entschluß kam reichlich spät . Seit

der Plan unserer Volksfürsorge erwogen wurde , arbeiten die

Versicherungsgesellschaften außerdem mit Hochdruck , um Ver¬

sicherte zu werben . Die Viktoria schloß im Februar dieses

Jahres 14 666 Volksversichcrungen ab gegen 16 666 im

gleichen Monat des Vorjahres . Arbeiterfrauen , sorgt dafür ,
daß die Ausplünderung des Volkes durch die Versicherungs -
gesellschaften von nun ab nicht mehr möglich ist . Weist eure

Freunde , die sich versichern wollen , auf die Volksfürsorge hin .

_ _ g. seh .

Vom gesetzlichen Kinderschutz
in Preußen .

Die Berichte der preußischen Fabrikinspcktoren für die

Jahre 1916 und 1911 behandelten neben anderen Gegen -
ständen auch eingehender die Frage der Verhinderung einer

gesetzwidrigen Kinderbeschäftigung . Das Kindcrschutzgesetz
besteht seit dem Jahre 1963 . Es hat lange gedauert , bis sich
die bürgerliche Reichstagsmehrheit davon überzeugen ließ .

daß die Gesetzgebung regelnd in das Gebiet der Kinderarbeit

eingreifen müsse . Die sozialdemokratische Kritik der Kinder -

ausbeutung setzte sich schließlich doch durch . Auch die Lehrer

drängten nach gesetzlichem Schutz für die Kinder . Hatten sie

doch den Jammer der ausgebeuteten und ihres Schlafes be -

raubten Kinder tagtäglich vor Augen , konnten sie doch an

der mangelnden Frische und Aufmerksamkeit ihrer Schüler ,
an ungenügenden Leistungen ermessen , wie schwer die Aus -

beutung der Kinder bei Erwcrbsarbeit die Entwicklung

schädigt . Das Kinderschutzgesetz ist bekanntlich unzureichend ,
wie die Sozialpolitik unserer Herrschenden überhaupt . Sein

größter Mangel ist , daß die Kinderarbeit in der Landwirt -

schaft . und im Hausdienst nicht unter das Gesetz fällt . Dieses

unterscheidet außerdem zwischen „ eigenen " und „ fremden "
Kindern , und äußerst dürftig ist der Schutz , den es den

„ eigenen " Kindern angedeihen läßt .

Sieben Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes konnte

von seiner allgemeineren Durchführung zum Schutze aus -

gedeuteter Kinder noch nicht die Rede sein . Das geht aus

den Berichten der preußischen Fabrikinspektoren für 1916

klar hervor . Die ärmlichen Verhältnisse in den Arbeiter -

familien sollen zumeist der Grund dafür sein , daß das Gesetz

nicht genügend Beachtung findet . Nach der Vorschrift muß
eine Arbeitskarte für jedes Kind ausgestellt werden , das als

erwerbstätig dem Gesetz untersteht . Des weiteren ist dem

betreffenden Schulvorsteher Mitteilung von der Erwerbs -

arbeit zu nrachen . Dadurch sollte der genaue Umfang der er -

werbenden Kinderarbeit festgestellt werden . Nach den Be -

richten der Fabrikinspektoren wurde dieser Zweck jedoch nur

sehr unvollkomnien erreicht . Ein Ministerialerlaß hatte des -

halb die Schullisten erweitert und bestimmt , daß sie halb -
jährlich durch die Kreisschulinspektoren den Gewerbeaufsichts -
beamten zu übermitteln sind . Von dieser Neuerung wurde

eine bessere Durchführung des Kinderschutzgesetzes erwartet .

Die neuen Listen waren am Jahresschluß 1916 den Auf -

sichtsbcaniten zum ersten Male zugegangen . Ihre Angaben
liegen den Mitteilungen der Fabrikinspektionsberichte über

den Umfang der gewerblichen Kinderarbeit in Preußen zu -

gründe . Mindestens 12 666 Schulkinder sollen 1916 im

Landespolizeibezirk Berlin gewerblich beschäftigt worden

sein . Nach den Mitteilungen des Schularztes Dr . Hahn sind
in Berlin von den gewerblich tätigen Schulkindern min -

bestens 15 Prozent krank oder leidend ! In einem Vorort
Berlins waren 185 Kinder als gewerblich tätig gemeldet ,
121 davon wurden gesetzwidrig beschäftigt . Ähnlich lagen
die Verhältnisse auch anderwärts . In den Ferien war im
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Bezirk Berlin ein Knabe von 6' / - Uhr niorgens bis 8 Uhr

abends tätig . Kinder von 6 und 7 Jahren müssen verdienen I

Wer etwa angenommen hatte , daß Kinder zarten Alters

durch den Ausschluß von der Fabrikarbeit nun gegen aus -

beutende Erwerbsarbeit geschützt seien , dem bringen die

Fabrikinspektorenberichte eine herbe Enttäuschung . Das

Elend der Kinderausbeutung ist geblieben , ganz besonders
in der Heimindustrie , wo die Schutzlosigkeit der eigenen
Kinder der Ausnutzung fremder Kleiner Tür und Tor öffnet .
Im Bezirk Minden waren 1589 Schulkinder in der

Zigarrenindustrie mit Heimarbeit beschäftigt . Ver -

botene Kinderarbeit wurde in großem Umfang in L i e g n i tz

festgestellt . Es handelte sich um das Bemalen von

Bleisoldaten fiir eine Metallwarenfabrik . Im Regie -

rungsbczirk Breslau wurden 1347 „ fremde " und 3177

„ eigene " Kinder gewerblich beschäftigt : nicht weniger als

445 von 694 der ersteren waren in der Stadt Breslau gesetz -

widrig tätig . Für den Bezirk Schleswig ist verzeichnet ,
daß von 6824 ermittelten erwerbstätigen Kindern 2323 cnt -

gegen den Vorschriften des Gesetzes verwendet wurden . Im
Regierungsbezirk Aachen ermittelte man 4726 gewerblich
tätige Kinder , davon 3159 in der H a u s i n d u st r i e. 239

Kinder waren erst sechs Jahre alt , 387 sieben , 416 acht und

486 neun Jahre . Vor dem Vormittagsunterricht mußten
177 Kinder fronen , in der Mittagspause 643 , früher

als eine Stunde nach dem Nachmittagsunterricht 767 und

abends nach 8 Uhr 222 . In D a n z i g wurden 652 gcwerb -
lich tätige Kinder erniittclt , im Bezirk Potsdam 2959

„ fremde " und 578 „eigene " , wobei festgestellt wurde , daß

mehr als die Hälfte der kleinen Erwerbenden unter Ver -

stoßen gegen das Gesetz dem Verdienst nachgingen .
Was sagen uns die Berichte über die Durchführung des

Kinderschutzgcsetzes selbst ? Hören wir darüber zunächst die

Veröffentlichung für 1919 . Ziemlich bitter urteilten manche
Gewerbeaufsichtsbeamten darüber , daß Verstöße gegen das

Kinderschutzge�ctz , die zahlreich vorkommen , oft gar nicht
oder nur sehr gering bestraft werden . Bei Vergehen gegen
das tote bürgerliche Sacheigentnm hagelt es drakonische
Strafen , während die Verfehlungen gegen die Arbeiterschutz -
gesetze gewöhnlich mit einer Geldstrafe von ein paar lum -

pigen Mark „ gesühnt " werden . Das gilt auch vou den Über -

trctnngen der Vorschriften zum Schutze der Kinder . Und

doch handelt es sich bei alle diesem um lebendige Menschen
und bei den Kindern obendrein um junge , Pflege - und er -

ziehungsbedürftige Menschen . „ Solange Geldstrafen von 3

bis 5 Mk . die Regel bilden, " heißt es im Bericht für Berlin ,

„ist nicht zu erwarten , daß sich die Beteiligten ihrer Verant -

Wartung und der Schwere der Verstöße bewußt werden . "

Einige Aufsichtsbeamte betonen auch , daß es ein schwerer
Fehler war , das Kinderschutzgcsetz nicht auch auf die Land -

Wirtschaft auszudehnen . Nach dem Bericht ü' us dem Bezirk
Magdeburg wird von den Lehrern auf dem Lande

häufig über die übermäßige Heranziehung der Schulkinder

zu landwirtschaftlichen Arbeiten geklagt : „ Die Behörden
stehen jedoch dieser die körperliche und geistige Entwicklung
ber Kinder gefährdenden Tatsache mangels einer gesetzlichen
Handhabe machtlos gegenüber . " Auch in anderer Beziehung
wenden sich die Berichte gegen die enge Begrenzung des

Kinderschutzgesetzes . So lesen wir ans dem Bezirk Min -

den , daß ein Schulkind in einer Bahn Hofwirtschaft
„ an den Wochentagen von 1 bis 5 Uhr nachmittags und

Sonntags von 12 Uhr mittags bis 9 Uhr abends mit dem

Bedienen der Gäste beschäftigt wurde . Auf Grund der ge -

sehlichen Bestimmungen war ein Einschreiten in diesein

Fall� nicht möglich , da die innerhalb der Bahnsteigsperre
liegende Wirtschaft als ein Teil des nicht den Bestim -
Wungen der Gewerbeordnung unterliegenden Eisenbahn -
Unternehmens anzusehen war und somit auch das Kinder -

ichutzgesetz keine Anwendung finden konnte . "

Als Ursache der Kinderarbeit und der Übertretungen der

llesetzlicheu Vorschriften wird immer wieder die Not der

Eltern hervorgehoben . Im Bericht für Berlin wird er -

wähnt , daß es vielfach nichts als menschliches Mitleid nnt

dem furchtbaren Elend der Eltern sei , was die Beamten

und auch die Gerichte veranlasse , bei Übertretungen der Ge¬

setzesbestimmungen eine ungewöhnliche Milde walten zu
lassen . Aus D a n z i g meldet der Bericht , daß Schulaufsichts -
beanste eine nachsichtige Handhabung des Gesetzes befür¬
worten , mit der Begriindung , „ daß manche Witwe durch die

Not gezwungen werde , ihre Kinder zur Mitarbeit heranzu -
ziehen , um ihr Leben zu fristen " . Daß dies kein Weg zur

Eindämmung des Elends von Kindern und Eltern ist , liegt
auf der Hand . Es ist kennzeichnend , daß die einzig richtige
Folgerung der Tatsachen nicht gezogen wird , nämlich die

Forderung , wenigstens für die Milderung der Not der Eltern

zu sorgen . Manche Aufsichtsbeamtc weisen zu diesem Zweck
auf die „ Wohlfahrtsvereine " hin , „ damit womöglich durch

Unterstiitzung armer Eltern die Kinderbeschäftigung einge -
schränkt wird " . Der Bericht fiir den Bezirk K ö s l i « er¬

wähnt , daß manche Familien „ mangels eines rüstigen Er -

nährers auf das von den Kindern Verdiente nicht verzichten "
können . Im Bezirk Kassel stießen die Aufsichtsbeamten
in den Fällen , wo sie „ nach den Ursachen geforscht haben , die

die Eltern veranlaßten , ihre Kinder zur Beschäftigung hin -
auszuschicken , auf die betrübende Tatsache , daß die Kinder

helfen mußten , die kümmerlichen Einnahmen der Eltern zu

vermehren " .

Bei der deutlichen Sprache , die solche Feststellungen reden ,

ist es auffallend und doch erklärlich , daß die Gewerbeauf -

sichtsbeamten alle möglichen Vorschläge zur Durchführung

des Gesetzes machten , die wichtigste Voraussetzung dafür

aber völlig unberücksichtigt ließen : nämlich die Hebung der

proletarischen Klassenläge und die Bcssernng der Lebensbe -

dingungen für die unbemittelten Volksschichten überhaupt .
Aufklärung der in Frage kommenden Personen , mancherlei
„ Merkblätter " , die Mitwirkung der Presse , der Lehrer usw .

sollen nach der Meinung der Fabrikinspektoren allein schon
Besserung bringen . In diesem Zusammenhang wird auch die

vom Kartell der freien Gewerkschaften in Stettin ein -

gesetzte Kindcrschutzkom Mission genannt . Solche

Kommissionen bestehen bekanntlich in vielen anderen Orten

und suchen unter hervorragender Mitwirkung der Genossin -
nen der gesetzwidrigen Verwendung von Kindern bei Er -

werbsarbeit zu steuern , das Kiudercleud im allgemeinen zu

lindern . Die Anfsichtsbeamten anderer Bezirke hätten des

Wirkens dieser Kommissionen gedenken müssen . Notwendig
wäre auch gewesen , daß die Berichte auf den Einfluß hinge -
wiesen hätten , den unsere „ bewährte " Wirtschaftspolitik mit

ihrer Verteuerung des Lebensunterhalts auf das Anwachsen
der Kinderarbeit ausübt . In der Zeit der Zoll - und Steuer -

räubereien ist die Luft der Eindämmung der Kinderarbeit

nicht günstig . Wohl tinbewußt , aber drastisch gab dem eine

Webersfrau in O b e r s ch l e s i e n Ausdruck , für das eine

„ unverkennbare Notlage " anerkannt wurde , die nur zu oft

zur mehr oder minder ausgiebigen Beschäftigung der eigenen
Kmder treibe . In einer Familie traf der Beamte „ etwa

acht Kinder an , Zwillinge standen im Bettchen und sahen

dem klappernden Webstuhl zu . Das Ganze machte trotz der

Ärmlichkeit einen sauberen Eindruck . Auf mein Vorhalten ,

daß eine Beschöftigling von Kindern vor dem Schulunter -

richt doch ein Unrecht gegen die Kinder und gesetzlich un -

zulässig wäre , antwortete die Mutter , daß es noch u n -

rechter wäre , die Kinder hungrig und u n -

sauber zur Schule z u schicke n. " . . . „ Gegenüber
solchem Elend , das nicht vereinzelt in der Webergegend da¬

steht , fühlt sich der Beamte machtlos . "
Ziehen wir nun die Berichte der Fabrikinspektoren für

das Jahr 1911 zu Rate . Verzeichnen sje einen Fortschritt ?
Ach nein ! Im wesentlichen ist alles beim alten geblieben .
Wohl können die Fabrikinspektoren auf Grund der erwei -

terten Schullisten den Umfang der Kinderarbeit genauer

feststellen , aber damit allein ist so gut wie gar nichts getan .
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Es ist eine Ausnahme , wenn aus dem Bezirk Marien -

Werder berichtet werden kann , daß die Durchführung des

Kinderschutzgesetzes sehr gefördert worden sei : „ Tie Ge -

wcrbcaussichtsbeamtcn erfuhren nun , wo sie einzugreifen
oder die Polizeibehörden aufmerksam zkt machen hatten . "

„ In den meisten Orten " des Bezirks sollen die Zuwider -
Handlungen gegen das Gesetz erheblich abgenommen haben ,
und das bei einer beträchtlichen Zunahme der Zahl der ar -

beitenden Kinder . Aus vielen anderen Bezirken lauten da -

gegen die Berichte immer wieder ungünstig .
Eine „ überaus große Zahl von Verstößen " wird ans dem

Landespolizeibezirk Berlin gemeldet . Für den P o s e n e r

Bezirk verzeichnet der Bericht , daß bei der Knopf -

Häkelei die Eltern die Arbeitsaufträge von den Verteile -

rinnen entgegennehmen : . �Diese übersehen absichtlich die

Mitarbeit der Kinder , um mit den , Kinderschutzgesetz nicht
in Widerspruch zu geraten . " — „ Zahlreiche Verstöße gegen
die gesetzlichen Bestimmungen über die Kinderarbeit "

kamen im Regierungsbezirk Bromberg vor : „ In ver -

schiedencn Fällen bemerkten die Schulleiter , daß die Kinder

durch die Arbeitsleistung vor dem Vormittagsunterricht
überanstrengt seien und geistig zurückblicben . " Eine Firma
für die Fabrikation von Bleisoldaten in L i e g n i tz läßt

jetzt „ von ihren Heimarbeitern eine Mitteilung unter -

schreiben , wonach die Heimarbeit nur erwachsenen Personen

übertragen und jede Verantwortung für etwa vorkommende

gesetzlich unzulässige Kinderbeschäftigung ausdrücklich abgc -

lehnt wird . Die Firma sieht die Kinder , die Arbeit abholen

und zurückbringen , lediglich als Botengänger an und hat

angeblich keine Kenntnis davon , daß jene Arbeiten von

diesen Kindern ausgeführt werden . Ein Strafantrag kann

sich also nur gegen die Eltern richten , die in bedrängter Lage
ihre Kinder zu verbotener Arbeit anhalten , aber nicht gegen
die Firma , die die Ungesetzlichkeit veranlaßt . " Ter für den

Bezirk Schleswig berichtende Beamte erwähnt , daß „bei
der Durchführung des Kinderschutzgesetzes auf schnelle und

dauernde Erfolge so leicht nicht zu rechnen sein " würde . Nach
acht Jahren ! Aus Lüneburg lesen wir die Vermutung ,

daß der Rückgang „ der im Noveniber gewerblich beschäftigten
Kinder weniger darauf zurückzuführen ist , daß die Kinder -

arbeit abgenommen hat , als darauf , daß die Kinder von den

Eltern oder Arbeitgebern gedrängt werden , ihre Bcschästi -
gung nicht anzugeben " . „ Oft vom sechsten Lebensjahr an "

werden die Kinder in einigen Eifeldörfern zur Er -

werbsarbeit herangezogen . Ter Bericht für den Bezirk
Trier erklärt , daß es sehr schwer sei , genauere Ermitt -

lungen darüber anzustellen . Er stellt weiter fest , daß ein

merkbarer Erfolg der Aufklärungsarbeit „nicht beschiedcn
gewesen " sei. Dieselbe Melodie erklingt aus anderen Berichten .

Auch betreffs der Strafen für Übertretung des Gesetzes
besteht das alte Elend weiter . Allerdings heißt es im Bericht
aus dem Bezirk Wiesbaden , daß einzelne Gerichte in

neuerer Zeit die Verfehlungen gegen das Kinderschutzgesetz
für schwerwiegender ansähen als früher . Aber womit wird

diese Auffassung begründet ? Daß Strafen von 12 bis 45 Vdk .

verhängtzworden find . Wie schwerwiegend solche Strafen sind ,
das tritt greisbar hervor , wenn man sie mit der Arbeit der

Streikjustizmitrailleuse im Ruhrgebiet vergleicht . Der Ver -

Walter einer Ziegelei beschäftigte Kinder während der

Schulferien bei der Befrachtung eines Schiffes mit Ziegel -
steinen . „ Die Arbeit war so schwer und anhaltend , daß ein

elfjähriger Knabe bei der Arbeit vor Erschöpfung zusammen -
brach . " Die „ schwerwiegende " Sühne ? 30 Mk . Geldstrafe !
Ein Skandal ist es , daß in einzelnen Fällen die Kinder sogar
vor der — Polizei geschützt werden mußten I Der Meister
einer Glashütte wurde wegen eines Verstoßes gegen
das Kinderschutzgesetz� nur mit 3 Mk . bestraft , „ weil er ein -

wenden konnte , daß er die Knaben vorher zur Polizeiverwal -
tung geschickt hatte , um sich gerade fiir die fragliche Beschäs -
tigung eine Arbeitskarte ausstellen zu lassen und diesem

Verlangen auch entsprochen worden war " . Von solcher „ Ouali -

tätsarbcit " der Polizei hören wir auch noch aus einem

anderen Bezirk .
Die Berichte der Fabrikinspcktoren zeigen also nach wie

vor , daß es mit der Durchführung des Kinderschutzgesetzes vor

allem deshalb so mangelhaft bestellt ist , weil es den Ausge -
beuteten so erbärmlich schlecht geht . Die „ berauschende Ver -

mehrung von Reichtum und Macht " , die der Kapitalismus
gebracht hat , ist in der Hauptsache nur der Klasse der Be -

sitzenden , den Ausbeutenden zugute gekommen . Da liegt der

Hund begraben . Hier fetzt der Klassenkampf des Proletariats
ein . Indem die Sozialdemokratische Partei , die GeWerk -

schaften , die Genossenschaften mit aller Macht der Vcrschlech -
terung der Lebenshaltung der breiten Masse entgegenwirken ,
indem sie schon für heute eine einschneidende Hebung der

Lage erstreben , arbeiten sie in wirksamer Weise für den

bitter notwendigen durchgreifenden Schutz der Kinder . Dieses

Gegenwartswcrk ist zugleich ein Stück wichtiger Zukunfts -
arbeit . Die proletarischen Kinder sollen morgen gesunde ,

starke , frohe Kämpfer für die Befreiung ihrer Klasse aus dem

Joche des Kapitalismus sein . Will ) . H ä u s g e n.

Eine Frauendemonstration
vor dem preußischen Abgeordnetenhaus .

Am 10 . Januar 1908 drängte sich vor dem preußischen Ab -

geordnetenhaus eine vieltausendköpfige Menge . Auf der

Tagesordnung der Parlamentssitzung stand ein Antrag auf

Einführung des gleichen , allgemeinen , geheimen und direkten

Wahlrechts .
Die da draußen wollen der preußischen Regierung zeigen ,

daß hinter den Antragstellern die breite Masse des Volkes

steht . Die Klänge der Marseillaise erschallen . Der Wagen
des Ministerpräsidenten wird niit Hochrufen auf das Wahl -
recht begrüßt . Das anrückende Polizeiaufgebot zu Fuß und

zu Pferd kann nur mit Mühe die Demonstranten zerstreuen .

Seit dem Tage hat es keine Kundgebung mehr vor dem

preußischen Abgeordnetenhaus gegeben . Im Tiergarten , in

Treptow , in : Humboldthain hat man sich mit und ohne be -

hördliche Erlaubnis versammelt , aber die Prinz - Albrecht -
Straße sah das Schauspiel nicht wieder .

Bis zur letzten Woche des Mai 1913 .

Drei Tage hintereinander staut sich da wieder ein unüber -

sehbarer Menschenhaufen vor der preußischen Duma , die

man „ Junkerparlament " und „ Geldsackparlament " genannt

hat , bis neuerdings das Berliner Gericht diese krirzen Be -

Zeichnungen verboten hat .
Diesmal sieht das Bild ein wenig anders aus als vor

fünf Jahren . Damals waren die Frauen in der Minderheit ,
jetzt beherrschen sie den Platz so gut wie unbestritten .

Welch ein erfreuliches Zeichen ! Die preußischen Frauen

sind politisch erwacht .
Offenbar haben die Wahlen sie aufgerüttelt . Sie sind sich

ihrer Entrechtung bewußt geworden , und eine Verabredung .

die den scharfen Ohren der Polizei unbekannt blieb , hat sie

vor das Haus geführt , bei dessen Zusanunensetzung sie nicht
mitreden sollen . Ihr Temperament hat sie nicht warten

lassen , bis die neugewähltc Volksvertretung versammelt war .

Sie Wolken zeigen , daß sie da sind und ihr Recht fordern .
Die Methoden der englischen Suffragettes ahmen sie nicht

nach . Sic werfen keine Bomben . Sie stecken keine Minister -
Wohnungen in Brand . Sie wollen sich solange wie möglich
in den Grenzen der Gesetze halten . Sie demonstrieren nur .

Und doppelt erfreulich ist , �iß den Kern dieser Schar b ü r -

gerliche Frauen bilden . Die Arbeiterinnen sind nur ganz

spärlich vertreten . Die seidene Bluse und die Reiherfeder
waltet vor .

Jetzt schiebt sich die Masse vorwärts ! Eine Schutzmanns -
kette wird überrannt . Recht so ! Der preußischen Polizei muß

gezeigt werden , daß die um ihr Recht kämpfenden Frauen

sich auch vor dem Schutzmannssäbel nicht fürchten . Ein paar
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Damen , die schon lange im glühenden Sonnenbrand ausge -

harrt haben , fallen in Ohnmacht . Sanitätsbeamte schaffen sie
beiseite . Die übrigen aber stehen wie eine Mauer . Uner -

schlltterlich , unerbittlich , zum äußersten entschlossen .
Da ein neuer Vorstoß ! Ein zweiter Polizeikordon ist durch -

Krochen , und nun schwenkt die Spitze des Zuges nach rechts .
Warum nach rechts ? Links steht das Abgeordnetenhaus !

Nach links , meine Damen ! Man wird Sie von Ihrem Ziele
abdrängen .

Nein , es bleibt eine Rechtsschwenkung . Man stürmt die

Rampe des Kunstgewerbeniuseums .
Und jetzt fällt es uns wie Schuppen von den Augen . Wie

konnten wir uns nur durch die Erinnerung an die Demon -

stration vom Januar 1398 so irreführen lassen ? Wie konnten

wir nur vergessen , daß in diesen Tagen das Kunstgewerbe -
museum das Sehnsuchtsziel der Bourgeoisdame und der

Kleinbürgersrau ist , das Kunstgewerbemuseum , in dem der

Unterrock gezeigt wird , den die Tochter Wil -

Helms II . bei der Hochzeitsfeier trug ? —

Hoffentlich haben wenigstens ein paar Kinematographen
die große Szene aufgenommen . Die Films können auf dem

internationalen Kongreß der bürgerlichen Frauenstimm -
rechtsorganisationen in Budapest vorgeführt werden . Die

deutschen Damen zeigen dann der Welt , wie das Material

aussieht , niit dem sie das „ Recht der Frau " zu erkämpfen ge -
denken . Rud . Brcitscheid .

Aus der Bewegung .
Von der Agitation . Die Zahlstelle DrcSde » des Fabrik¬

arbeiterverbandes entfaltete in den letzten Monaten eine

rege Agitation , um neben den Arbeitern auch die Arbeiterinnen ,
und namentlich die jugendlichen Arbeiterinnen , für die Organi -
sation zu gewinnen . Im Nahmen dieser Werbearbeit hielt die

Unterzeichnete 12 Versammlungen ab , die bis auf 2 recht gut be¬

sucht waren . Den Versammlungen schloß sich am darauffolgenden

Sonntag eine erfolgreiche Hausagitation an . In allen Vcrsamm -

hingen kamen in der Diskussion immer wieder die Klagen zu
Gehör über unzureichende Löhne , schwere Arbeit , unwürdige Be -

Handlung , Übertretung der Arbeiterschutzbestimmungen , das Fehlen
von Schutzvorrichtungen an den Maschinen sowie von Garderoben ,

Waschgelegenheitcn und Speiseräunien , unzulängliche Abort -

anlagen usw . Solange die Arbeiterinnen in ihrer großen Masse
der Organisation noch gleichgültig gegenüberstehen , werden diese
Klagen nicht verstummen . Die Ausbeuter werden sich zu einer

Besserung der Arbeitsbedingungen ohne Not nicht bequemen , nur
dem Drucke der zusammengeschlossenen Arbeiterschaft werden sie
sich fügen . Auch für den Verband der Blumenarbeiter

fand eine Versammlung inGroß - Zschachwitz statt , die ebenso
gut besucht war wie eine für die in den Brauereien Dres -
d e n s beschäftigten Arbeiterinnen . Der Förderung der Jugend -
bewegung galten Mitgliederversammlungen in Pieschen ,
Mügeln - Dohna , Radebcrg , Pirna und Radebeul .
Der Bildungsausschuß für Mügeln - Dohna veranstaltete

« ine Konfirmandenfeier , bei der 800 Teilnehmer gezählt
lourden , und die einen glänzenden Verlauf nahm . Unsere Jugend
bewies , was sie in einem Jahre der Organisation geleistet hat .
Zu gleicher Zeit hielten auch der Jungdeutschlandbund sPfad -
findcr ) und der Herr Pastor Konfirmandenfeiern ab . Frauen -
Versammlungen fanden statt in Mügeln , Pirna ,

Sporbitz , Gommern , Groß - Luga , Groß - Zschach -
Witz , Mcußlitz , Riesa , Freibcrg , Cotta . Ferner Mit -

gliederversammlungen in Gohrisch bei Königstein und in

Möhrsdorf . Die zahlreich erschienenen Frauen lernten in

diesen Versammlungen unsere Partei als die Verfechterin der

Aechte der Unterdrückten kennen . — So geht es trotz aller Anstren -
gungen unserer Gegner vorwärts . Die Not der Zeit zwingt die

Proletarierinncn zum Nachdenken . Sozialistische Aufklärung
dringt immer weiter in ihre Reihen ein . „ Wissen ist Macht " , ist
ein Kampfruf unserer Partei , unter dem wir der Morgenröte
riner neuen Zukunft entgegcnschreiten . �l. V .

Aus den Organisationen . In Riesa gewinnt unsere Bewegung
unter den proletarischen Frauen ständig an Boden . Zurzeit zählt
die hiesige Ortsgruppe der Partei beri�s 152 weibliche Mitglieder .

jeden Monat findet eine Fraucnzusammenkunft statt . An
der letzten nahmen 34 Genossinnen teil . Zunächst wurden drei

Delegierte zu der Frauenkonferenz in Meinböhla gewählt .
Tann hielt Genosse I u r m a n n einen Vortrag über Ferien -
w a n d e r u n g e n. Er betonte , daß die Arbeiter bei diesen Ver -

anstaltungen selbständig vorgehen müßten und sich nicht von den

Bürgerlichen ins Schlepptau nehmen lassen dürften , die es dabei

doch immer auf eine Bekämpfung unserer Bewegung abgesehen
hätten . Es wurde beschlossen , jede Woche in den Ferien eine Wan -

derung mit den Kindern zu veranstalten . Auf diesen Wände -

rungen soll den Kindern Milch verabreicht werden gegen Erstat -

tung von 10 Pf . sowie auch unentgeltlich an solche Kinder , denen
die Eltern kein Geld geben können . Mehrere Genossinnen haben

sich erboten , an den Ausflügen teilzunehmen , auch wird immer

ein Genosse bei diesen zugegen sein . Vor einiger Zeit schon war

vom Agitationskomitee , dem die Genossinnen Wachtel ,

Thiele mann und Rosenberger angehören , der Vorschlag

gemacht worden , an den Frauenabendcn Wirtschaftsfragen zu be -

sprechen und dabei praktische Winke zu geben . Man hofft dadurch
das Interesse der Frauen für unsere Bewegung noch mehr zu
fördern . Genossin Wachtel erklärte nunmehr , es hätten sich Ge -

nossinncn zur Leitung solcher Veranstaltungen bereit erklärt , mit

denen bereits bei der nächsten Frauenzusammcnkunft begonnen
werden soll . Genosse I u r m a n n gab noch verschiedene An -

rcgungcn für die Abende . Hoffentlich wird nun die nächste Zu -

sammenkunft von unseren weiblichen Mitgliedern stärker besucht
werden , als das bisher der Fall war . • Frida Fl ä m i g.

Die erste Franenkonfcrenz des siebten sächsische » Reichstags -
Wahlkreises tagte am 18. Mai in Weinböhla . 33 Genossinnen ,
die insgesamt L00 weibliche Parteimitglieder vertraten , waren zu

ihr entsandt worden von den Ortsgruppen Meißen , Riesa ,

Großenhain , Gröba , Brockwit , Weinböhla , Gruben ,

Niederau , Groptitz , Röderau , Grödel , Merschwitz
und N i e s ch ü tz. Der Kreisvorsitzende Genosse Scherffig -

Meißen eröffnete die Tagung . Auf seinen Vorschlag , die Leitung
der Konferenz einer Genossin zu übertragen , wurde Genossin
S ch m i e d e r - Weinböhla mit diesem Amte betraut . Genossin

Wachtel - Riesa hielt einen Vortrag über die Frage : „ Wie för -
dern wir die Frauenbewegung im siebten Kreis ? " Die Redncrin

knüpfte an das Referat der Genossin Z i e tz auf der Frauenkon -

fercnz in Dresden an und erörterte die verschiedenen Wege und

Mittel der Agitation und Organisation , wobei sie sich auf die in

der Bewegung gemachten Erfahrungen stützte . Ihre Ausführungen
wurden durch den Kreisvorsitzenden ergänzt , worauf eine sehr leb -

hafte Aussprache einsetzte . Aus fast allen Ortsgruppen berichteten
die Delegierten über die Erfahrungen bei der Organisations - und

Agitationsarbeit und gaben Anregungen �ind Winke für weitere

erfolgreiche Tätigkeit . An den Orten , in denen Diskutierabcnde

für die weiblichen Parteimitglieder noch nicht bestehen , sollen

solche möglichst bald eingerichtet werden . Durch Einladen mittels

Handzettel zu diesen Abenden sind gute Erfolge erzielt worden .

Doch sollen sich die Genossinnen trotzdem verpflichtet fühlen , Nach¬

barinnen und Freundinnen noch besonders mündlich einzuladen .
Die Vorträge an den Diskuticrabendcn sollen nicht länger als eine

halbe Stunde dauern , hierauf soll über das Gehörte diskutiert

werden . Gut besucht waren solche Abende , an denen nach dem

belehrenden Vortrag noch künstlerische Literatur , zum Beispiel
von Anzcngruber , Rosegger und anderen zu Gehör gebracht wurde .

Wenn die Veranstaltung von Vorträgen nicht möglich ist , so wer -

den diese am besten ersetzt durch Vorlesen aus der „ Gleichheit "
oder anderen aufklärenden sozialistischen Schriften mit anschlie -

ßcnder Diskussion . Wo Gelegenheit besteht , kann auch Hand -

arbeitsunterricht eingeführt werden , doch darf das eigentliche Ziel
der Diskutierabende , die sozialistische Schulung der Frauen , dar -

unter nicht notleiden . Damit die Genossinnen in Fühlung mit

dem Vorstand ihrer Ortsgruppe bleiben , soll ein Genosse aus dem

Vorstand an den Diskutierabenden teilnehmen , keineswegs aber

zur Überwachung , sondern um Rat zu geben und Wünsche in Emp -

fang zu nehmen . Die Leitung der Abende soll möglichst in der

Hand einer Genossin liegen . Die Ausgestaltung der Fraucnabende
wird am besten einem Ausschuß von Genossinnen überlassen , der

auch die Vorarbeiten zu öffentlichen Frauenversamnilungen zu
leiten hat . Die Mitwirkung der Frauen in den Kinderschutz -
k o m m i s s i o n e n ist unbedingt notwendig und sollte überall

zur Tatsache werden . Die Ferienwanderungen mit den

Kindern find als gutes Agitationsmittcl zu betrachten und zu

pflegen . Die Geiwssinnen von Riesa regten an , es solle die Wahl
einer Genossin in den Krcisvorstand und später in den Landes -

vorstand angestrebt werden . Weiter sprachen sie sich für Lehr -
k u r s e zur Ausbildung von Leiterinnen für die Frauenabende

aus , da es an geeigneten Kräften noch stark mangle . Auf den von
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allen Seiten geäuberteff Wunsch nach öffentlichen Agitationsvcr -
sammlungen sagte Genosse S ch c r f f i g zu , daß im Oktober im

ganzen Kreis Frauenversammlungen abgehalten werden sollen .
Mit dem Wunsche , daß die Genossinnen aus den Verhandlungen
recht viel Nutzen ziehen möchten , schloß die Vorsitzende die gut ver -

laufene Konferenz . Dieser kurze Bericht zeigt , daß in unserem
Kreis volles Verständnis für die Frauenbewegung vorhanden ist
und daß nunmehr in allen Orten die Genossinnen mit Eifer an
die Aufklärung und Schulung der proletarischen Frauen heran -
treten . Der Erfolg wird bald in der gesteigerten Zahl unserer
Mitkämpferinnen zum Ausdruck kommen .

Martha Schmieder .
Zwei Zusammenkünfte der Bremer Genossinnen haben statt -

gefunden , die�sich mit dem Frauentag beschäftigten . Bei der ersten
Besprechung wurde an der Art der Referentcnvermittlung Kritik

geübt . Die Genossinnen betonten dabei , daß es gelten müsse , aus
den gemachten Erfahrungen zu lernen und etwaige Mängel bei

Vorbereitung und Gestaltung des Frauentags zu vermeiden . Jeder
stattfindende Frauentag müsse für die Genossinnen das Signal
zur Agitation , zur Vorarbeit für die nächste sozialdemokratische
Frauenwahlrechtskundgebung sein . Dieser Auffassung gemäß
wurde eine zweite Zusammenkunft beschlossen , die sich mit der

Bedeutung und Gestaltung des Frauentags befassen sollte . Bei ihr
leitete eine Genossin die Diskussion durch einen Rückblick auf die

Entstehung des internationalen sozialdemokratischen Frauentags
ein . Sie wies des weiteren nach , daß die wachsende Erwcrbsarbeit
der Frau auf allen Gebieten des wirtschaftlichen und kulturellen
Lebens die Genossinnen ancifern müsse , mehr noch als bisher
durch eine planmäßige Agitation die Massen des weiblichen Prole -
tariats zu unserer Frauenwahlrechtsdemonstration heranzuziehen .
Der Frauentag habe die Aufgabe , die Proletaricrinncn zu wecken
und um das sozialdemokratische Banner zu sammeln , sie zu Mit -

kämpferinncn in den gewerkschaftlichen und politischen Organi -
sationen zu machen . Er habe aber auch die Bedeutung , immer

mehr Anhänger und Anhängerinnen für die volle Gleichbcrech -
tigung des weiblichen Geschlechts und damit für das Frauenwahl -
recht zu werben . Denn die Frauen des arbeitenden Volkes be -

dürfen aller politischen Rechte , damit sie sich mit den gleichen
Waffen wie ihre Brüder gegen die kapitalistische Ausbeutung und

ihre Folgen wehren und alle Kraft zur Beseitigung der heutigen
Gesellschaftsordnung entfalten können . Von diesem Gedanken be -

herrscht erörterten die Genossinnen dann die Frage der Gestaltung
des Frauentags und insbesondere der Referentenvermitklung .
Was Genossin Vogt dazu ausführte , gab die Meinung der mei -

stcn Anwesenden wiedcr�Sie sagte , daß in Bremen der Frauentag
gut vorbereitet worden sei trotz der kurzen Zeit , die dafür zur Ver -

fügung stand . Die Genossinnen arbeiteten mit aller Kraft und

Begeisterung , die sehr gut besuchte Demonstrationsversammlung
bewies den Erfolg . Um so größer war die Enttäuschung der Ge -

nossinnen , daß in letzter Stunde die Rcfcrentin wegen plötzlicher
Erkrankung nicht bei der Veranstaltung erschien . Das Partei -
sckrctariat Bremen mußte nun rasch eine Redncrin vermitteln ;
natürlich unter den ungünstigsten Umständen : alle bekannten red -

nerisch tätigen Genossinnen und Genossen hatten bereits ander -
wärts einen Vortrag übernommen . Der Zwischenfall hatte die

Aufmerksamkeit der Bremer Genossinnen darauf gelenkt , daß die
Art und Weise der Vermittlung von Rcfercntinncn verbcsserungs -
bedürftig sei . Der Kreis - beziehungsweise Bezirksvorstand der so -
zialdemokratischcn Parteiorganisation solle künftig eine Liste der
Genossinnen führen , die sich in ihrer Gegend als Vortragende be -

währt hätten . Diese Liste sei von Zeit zu Zeit dem Partcivorstand
zuzustellen , der in der Folge die betreffenden Genossinnen bei der

Agitation verwenden könne . Dadurch würde der Wirkungskreis der

rednerisch begabten und ausgebildeten Genossinnen erweitert , und

ihre weitere Entwicklung erhielte gleichzeitig kräftige Anregung
und Förderung . Die Neuerung werde in allen Teilen des Reiches
den Genossinnen zugute kommen , die fähig und gewillt sind , an -
deren das Wissen und die Erkenntnisse mitzuteilen , die sie sich
durch jahrelange mühsame Arbeit angeeignet haben . In den letz -
ten Jahren sind außer den alten bewährten Genossinnen von
jüngeren Kräften fast nur Berlinerinnen als Agitatorinnen in
weiteren Kreisen tätig gewesen . Das ist auch natürlich . Der Partei -
vorstand und die Genossinnen im früheren Frauenbureau sind für
die vermittelten Rcfercntinncn verantwortlich . Es ist erklärlich ,
daß sie mit der Agitation zuerst solche Genossinnen betrauen , die

sie persönlich kennen . Nun sind aber im Laufe der Jahre überall ,
wo sich eine gesunde proletarische Frauenbewegung entwickelt hat ,
Genossinnen herangewachsen , die Begabung und Schulung besitzen ,
um agitatorisch tätig zu sein . Meist fehlt es ihnen aber an der

Gelegenheit , über die Grenze ihres Kreises oder Bezirkes hinaus
zu wirken , es sei denn , daß ihnen ein freundlicher Zufall zu Hilfe
kommt . Im allgemeinen kann man an der Zentrale in Berlin kein
Urteil über die Leistungsfähigkeit solcher Genossinnen haben .
Anders liegen die Dinge für die Kreis - beziehungsweise Bezirks -
vorstände . Sie können meist auf Grund eigener umfassender Er -

fahrungen urteilen . Deshalb erscheinen sie berufen , dem Partei -
vorstand Rcfcrentinncnlistcn vorzulegen , die in ihrer Zusammen -
stcllung einen guten Überblick über die vorhandenen tüchtigen Agi -
tatorinnen gibt . Die Bremer Genossinnen sind überzeugt , daß
durch die vorgeschlagene Neuerung nicht bloß der nächste Frtiuen -
tag , sondern unsere ganze Bewegung gewinnen würde . Alle unter
den Genossinnen vorhandenen tüchtigen rednerischen Kräfte könn -
ten der sozialistischen Propaganda unter dem weiblichen Prole -
tariat nutzbar gemacht werden . Sie erhielten den stärksten Anstoß ,
lehrend weitcrzulernen . Außerdem aber würde gute Bürgschaft
für die Tüchtigkeit der Refercntinncn geboten , die im Namen der

Partei vor die Öffentlichkeit treten . Ick. Ledv .

Bon der Tätigkeit der Dresdener Kinderschutzkommission .
Im vergangenen Jahre hat die Dresdener Kinderschutzkommission
wieder eine sehr umfangreiche und vielseitige Tätigkeit entfaltet .
Wir geben heute nur einen Überblick über ihr Wirken auf einem

bestimmten Gebiet . Die Kommission ließ sich angelegen sein , ihre
besondere Aufmerksamkeit der Kinderarbeit in den Gärt -

n e r e i e n zuzuwenden . Diese hat in Dresden und Umgebung
eine sehr große Ausdehnung angenommcw . Im Sommer 1312

dürften nicht weniger als 800 Schulkinder als Erwerbstätige in

Gärtnereien von fremden Besitzern ausgenutzt worden sein . Wir

schreiben mit allem Vorbedacht das Wort „ ausgenutzt " statt be -

schäftigt . Denn die Kinder werden nur zu oft bei Arbeiten ver -

wendet , die ihre Kräfte weit übersteigen . Und warum ? Wer die

kapitalistische Profitgier kennt , weiß es : um erwachsene Arbeits -

kräfte überflüssig zu machen . Die Kinder werden mit Stunden - '

löhnen von 4 bis 9 Pf . abgefunden , und so billig sind heute nicht
einmal Frauen und bedürfnislose Galizier zu haben . Vom zei -

tigcn Frühjahr bis in den Herbst hinein — ja in einzelnen Fällen

auch noch im Winter — halten es daher die Gärtnereibcsitzer mit

dem Spruch : Lasset die Kindlein zu mir kommen .

Nur die Beschäftigung der wenigsten Kinder entspricht den Vor -

schriften des Schutzgesetzes . Würden diese Vorschriften von dein

geduldigen Papier in die Praxis übertragen , so müßten die mit

ihrer Überwachung betrauten behördlichen Organe Strafen nach

Strafen über die Gärtnereibesitzer verhängen . Allerdings haben

diese versucht , ihre Betriebe dem Geltungsbereich des Kinder -

schutzgesetzes zu entziehen . Sie erklärten kurzerhand , daß die

Gärtnerei zur Landwirtschaft gehöre und deshalb nicht den gesetz -
lichen Bestimmungen unterliege . Allein sogar das sächsische Ober -

lniidesgericht hat einen anderen Vers zu dieser kapitalistischen
Melodie gemacht . Es stellte in zwei Urteilen fest , daß die gesgmtcn

Nroduktionsgärtncrcicn gewerbliche Betriebe seien und als solche
dem Kinderschutzgesetz unterstehen .

Die Kinderschutzkommission hat in Dresden und Umgebung im

letzten Jahre 159 Gärtnereien besucht . 28 Besitzer versicherten ,
keine Kinder zu beschäftigen , in 131 Betrieben wurden erwcrbs -

tätige Kinder angetroffen . Nur in 16 dieser Gärtnereien hatten
die Kinder die vorschriftsmäßige Arbeitskarte , hier hielt sich auch

ihre Arbeitszeit im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften . Die

Kommission mußte sich also davon überzeugen , daß für Ilö Be - ...
triebe das Kinderschutzgesetz einfach Luft war . Hier hatten die

kleinen Erwerbstätigen keine Arbeitskarten und wurden über die

gesetzlich zulässige Zeit hinaus beschäftigt . Und das oft genug
recht erheblich . Während der Ferien scheint in den meisten Gärt -

ncreien die Arbeitszeit der Kinder 9 bis 11 Stunden zu betragen ,

während der Schulzeit nicht selten den ganzen Nachmittag , 4 bis

G Stunden . Es liegt auf der Hand , daß so viele Stunden Arbeit ,

und zwar angestrengter Arbeit , mit den Anforderungen der Hygiene
und des Unterrichts unvereinbar sind . Und schließlich ist doch

auch das proletarische Kind — ein Kind , das Anrecht auf Spiel
und Freude hat . Die Kommission erhielt einen Einblick in

mancherlei Praktiken , durch welche die Beschäftigung für die

Kinder härter , für die Besitzer aber einträglicher wird . In der

Gärtnerei von Bassenge in Stetsch zum Beispiel mußten
die Mädchen beim Beerenpflücken singen , die Jungen pfeifen ,
damit sie nicht von den Früchten aßen . Es fehlte auch nicht an

wahrheitswidrigcn Angaben . So erklärte Herr M i e t s ch in

Niedersedlitz , daß er zurzeit höchstens ein Dutzend Kinder

verwende . Die Kommissiow zählte aber beim Feierabend um

O' /t Uhr in der Filiale D o � n a seines Betriebs allein 36 Kinder ,

die die Arbeit verließen . Die meisten Gärtnereibesitzer kannte »
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das Kinderschutzgesetz überhaupt gar nicht . Diese Tatsache ist von

besonderem Interesse . Sie scheint die Behörden einer ungcnügcn -
den Kontrolle der Gärtnereien anzuklagen . Die meisten Betriebs -

besitzer empfingen die Mitglieder der Kinderschutzkommission Höf -
lich und versprachen auf deren Vorstellungen , künftig das Gesetz
respektieren zu wollen . Deshalb sah auch die Kommission zu -
nächst von Anzeigen ab . Erst wenn sie sich überzeugen mutz , datz
allen Vorstellungen zum Trotz Kinder mit Umgehung des Schutz -
gcsetzes ausgebeutet werden , wird sie die nötigen weiteren Schritte
unternehmen , um dessen Einhaltung herbeizuführen . Verzeichnet
sei , datz mehrere Gärtncrcibesitzer auch die Kommission mit der

Behauptung abzuweisen suchten , sie seien Landwirte und könnten

Schulkinder nach Belieben beschäftigen . Einer der Herreu in

Cossebaude berief sich für sein Bauerntum darauf , datz ihm
der Gemeindevorsteher jederzeit gern die Erlaubnis zur Sonn -

tagsarbeit erteile . Zu denken gibt auch die Äußerung des Gärt -

nereibesitzers S ch m i d in Briesnitz , daß die Kinderarbeit ein

Segen für die Menschheit sei und das heranwachsende Geschlecht
vor Verwahrlosung schütze . Herr Schmidt ist Gcmcinderatsmit -

glicd . Datz sich einträgliche Kinderbeschäftigung auch mit einer

behördlichen Funktion verträgt , die die Kontrolle des Kindcrschutz -
gesetzcs in sich begreift , erfuhr die Kommission in Weiden -

tal - Obergorbitz . Als hier die Kommission in der Gärtnerei

von N i ch t e r s e n. vorsprach , fuhr dieser Herr wütend auf sie
los , schwenkte eine Kette mit Polizeimarke und erklärte , er selbst
sei die Polizeibehörde , die Kinder seien bei ihm besser aufgehoben
als in roten Versammlungen . Die Dresdener Kinderschutzkominis -
sion wird auch heuer der Kinderarbeit in Gärtnereien die ge -
bührende Aufmerksamkeit schenken . Ihre Bemühungen , dem Gesetz

zum Wohle der ausgebeuteten Kinder Beachtung zu verschaffen ,
stellen nur einen Ausschnitt ihrer Tätigkeit dar , über die noch in

ihrer Gesaintheit berichtet werden soll . Wir schickten diesen Teil -

bcricht voraus , um die Kinderschutzkommissioncn anderer Orte

aus diesen Zweig der Kindcrausbeutung hinzuweisen . Es naht
die Zeit der Beeren - und Obsternte , bei der die kleinen flinken
Kinderhände besonders gesucht sind , und die Ferien rücken näher ,
die die Verwendung kindlicher Arbeitskräfte erleichtern . Da gilt
es doppelt wachsam sein .

Politische Rundschau .
Die Entscheidung über die Wehrvorlage rückt heran . Die

Frage : Wer zahlt ' s ? muß gelöst werden . Die Budgetkommission
des Reichstags , die nach der Pfingstpause schon acht Tage vor dem

Zusammentritt des Parlaments selber ihre Beratungen wieder

ausnahm , hat die Nüstungsvorlage in erster und zweiter Lesung

erledigt . Das hcitzt , sie hat im wesentlichen die Rcgierungsforde -

rungen bewilligt und die Verbesserungsvorschläge der Sozialdemo -
kratcn samt und sonders abgelehnt — lediglich ein Haufe von

Resolutionen zeugt dafür , datz auch die bürgerlichen Parteien
— die Konservativen natürlich ausgenommen — Mißstände im

Heere anerkennen müssen . Sie wagen aber nicht , die Gelegenheit
der großen Militärvorlage zu nützen , die Regierung zur Abstcl -

lung dieser Mißstände zu zwingen , indem sie ihr für die Bewilli -

gnng ihrer Forderungen Bedingungen in Form gesetzlicher Be -

stimmungcn stellen . Sie begnügen sich damit , in Resolutionen
Wünsche niederzulegen , die der Militarismus , soweit sie ihm nicht

passen , als „schätzbares Material " seinem großen Papierkorb ein -

verleiben kann . Sicher wird er dabei nicht den Zaghaften spielen .
Die einzige wesentliche Streichung an der Vorlage ist die Herab -

» setzung der Kavallericvermehrung : statt sechs neuer Rciterregi -
inenter hat die Kommission nur drei bewilligt . Denn selbst die

Vertreter des Fortschritts und des Zentrums konnten sich nicht
davon überzeugen , datz in unserer Zeit der Repctiergcwehre und

Schnellfeucrgeschützc der berittenen Waffe noch eine ausschlag -

gebende Rolle im Kriege zufällt . Jedoch steht es noch lange nicht

fest , ob diese Streichung bei der entscheidenden Abstimmung im

Plenum auch aufrechterhalten wird .

Dagegen sind die sozialdemokratischen Forderungen auf Ver -

kürzung der Dienstzeit auf ein Jahr , auf Abschaffung der ver -

schiedenen Uniformierung für Krieg und Frieden und auf Besei -

tigung der Garde sämtlich begraben worden . Die Verkürzung der

Dienstzeit soll wegen der Ausbildung und der Disziplin nicht mög -

lich sein — die „ Gebildeten " , die Besitzenden , aber müssen den

Vorzug der einjährigen Dienstzeit behalten , weil , wie der Herr

Kriegsminister ganz offen zugestand , die längere Dienstzeit sie zu

sehr belasten würde . Für den Kriegsfall hat die Armeeleitung

schon seit Jahren Uniformen von grauer Farbe und ohne bunte

Aufschläge und blinkende Knöpfe ' nnschaffen müssen . Die Ersah -

rung hat doch gar zu deutlich gelehrt , datz schon angesichts der

weittragenden Gewehre und Geschütze alles vermieden werden

mutz , was dem Feind auf weite Entfernung bereits den Anmarsch
der gegnerischen Truppe verraten und ihm ein gutes Ziel bieten
würde . Aber neben dieser unauffälligen Felduniform läßt die

Heeresleitung für den Fricdcnsdicnst das beliebte „ bunte Tuch "
bestehen . Offenbar wird sie dabei von der Befürchtung geleitet ,
die schlichte graue Uniform könnte die „ Freude am Soldaten -

stand " sowohl beim gutgesinnten Bürger und bei den deutschen
Jungfrauen als auch bei den künftigen Vatcrlandsverteidigern
selbst herabmindern . Und besonders könnte das stumpfe Grau
die glänzenden Paradebilder beeinträchtigen , die doch für unsere
Fürstlichkeiten ein unentbehrlicher Zeitvertreib sind . Daher mutz
daZ deutsche Volk die Kosten für die doppelte Uniformierung zu
allen anderen Lasten des Militarismus geduldig tragen . Der

Kriegsminister hat freilich diese Gründe nicht angeführt ; er hatte
einen anderen , dessen Durchschlagskraft überwältigend ist . Danach
kann die Heeresleitung noch keine Entscheidung in der heiklen
Frage treffen , weil sie noch nicht die nötigen Erfahrungen ge -
sammelt hat — die Verwendbarkeit des grauen Tuches für den

Dienst im Kriege hat sich zwar ergeben , aber ob selbiges Tuch
auch für den Friedensdienst taugt , das bedarf noch der gewissen -
haftestcn Prüfung und Erwägung ! Wie an den bunten Ilnifor -
men , so hält der Kriegsminister auch am Bopkott der Lokale fest ,
die der Arbeiterschaft für ihre Versammlungen zur Verfügung
stehen . Als die Sozialdemokratie diesem Mißbrauch des HccreS

zu politischen Zwecken ernstlich zu Leibe ging , verteidigte der rit -

terliche Herr v. Hceringen die Militärbehörden mit einer Erklä -

rung , aus der der Duft des Pferdestalls und des Offizicrskasinos
weht . Er erklärte , der Militärboykott werde nicht als politische
Matzregel , sondern lediglich im Interesse der Disziplin geübt ;

diese nnitzte nämlich Schaden leiden , wenn die Soldaten Lokale

besuchen würden , in denen „ Zuhälter , Dirnen und So -

zialdemokrate n " verkehrten . Die Sozialdemokratie trifft
der Anwurf aus dem Munde des Kricgsministers nicht , dieser hat

dadurch nur die Höhe seiner Bildung bekundet und das Offizier -

korps bloßgestellt , diese Blüte edler Ritterschaft . Vielleicht glaubt
er sich durch seine schmutzige Äußerung bei der unverantwortlichen
Militärkamarilla lieb Kind zu machen , die sein Verhalten gegen -
über den Liebknechtschcn Enthüllungen über Krupp als feig ver -

urteilte . Am unglücklichsten hat dieser Stratege aber gegen den

sozialdemokratischen Antrag auf Abschaffung der Garde operiert .

Unsere Gcnyssen hatten mit guten Gründen dargelegt , daß diese »

Überbleibsel aus der Zeit der fürstlichen Selbstherrschaft , da die

Armee Eigentum und Spielzeug des Herrschers war , heute ein

Verstoß gegen das Prinzip des Heeres der allgemeinen Wehr -

Pflicht ist , ein Verstoß gegen die Gleichheit aller vor der Dienst -

Pflicht . Außerdem wird durch diese Einrichtung die Schlagfertig -
keit des Heeres im Kriegsfall herabgesetzt , indem die Mobil -

machung der Garde längere Zeit in Anspruch nimmt als die der

anderen Armeekorps . Die Hcraushebung einer Vorzugstruppe
aus der Masse des Heeres , die durch bunte Litzen und anderes

mehr ausgezeichnet und gewissermaßen zur Schutzwache des Kai -

sers bestimmt wird , für die man die Rekruten aus ganz Preußen
unter besonderer Berücksichtigung ihrer politischen Zuverlässigkeit

aussucht , läuft darauf hinaus , dem Herrscher ein besonders will -

fährigcs Werkzeug gegen das eigene Volk , gegen den „ inneren

Feind " in die Hand zu geben . Deshalb fuhr denn auch der

Kriegsminister entrüstet auf , als die Sozialdemokratie sich gegen

diese Prätorianertruppc wandte , und schmetterte , ohne viel zu

überlegen , die schneidige Erklärung heraus , daß die Regierung
lieber die ganze Hecresvorlagc schwimmen lassen , als die Garde

antasten lassen werde . Die Sicherung gegen den inneren Feind

ist den Herrschenden eben weit wichtiger als die Rüstung gegen
den äußeren Feind . Den klügeren Vertretern der bürgerlichen

Parteien war freilich die Aufrichtigkeit des Herrn Kriegsministers

sehr ungelegen . Von nationaltiberaler Seite wurde Herr

v. Heeringe » förmlich beschworen , doch eine etwas geschicktere Bc -

gründung für seine Ablehnung des sozialdemokratischen Antrags

zu geben . Und so wurde mit Hilfe der Ordnungsparteicn dem

Herrn Kriegsminister die tapfere Ausrede geradezu in den Mund

gestrichen , er habe es nicht so gemeint , wie er es gesagt habe .

Nicht die Garde an sich sei ihm wichtiger als die Heeresverstär -

kvng , sondern es handle sich für ihn um die Verteidigung der

Kwmmandogewalt des Kaisers , die durch den Antrag verkürzt
werden sollte . Der Zcntrumsabgeordnete Erzberger hatte der¬

weil als dienstwilliger und freiwilliger Regierungskommissar

herausgefunden , datz die Abschaffung der Garde sogar gegen die

Verfassung verstoßen würde .
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Unter solch erhebendem Geplänkel war die erste Lesung der

Wchrvorlage zu Ende gegangen . Und nun rückten Konservative
und Zentrum mit der Forderung heraus , die zweite Kommissions -

lesung der Vorlage sollte verschoben und zunächst die Deckungs -

Vorlage in Angriff genommen werden . Sie wollten sich auf diese

Weise ' vor der Gefahr sichern , daß die Wehrvorlage für sich mit

ihren Stimmen bewilligt und hinterher die Deckung beschafft
wird gegen ihre Stimmen . Sie wollen die Erledigung der Wehr -
und der Deckungsvorlage als einer Einheit durch dieselbe Mehr -
heit erzwingen , um zu verhindern , daß die Liberalen mit der

Sozialdemokratie eine wirkliche Besitzsteuer an die Stelle der vcr -
edelten Matrikularbeiträge setzen . Sie hatten indes mit ihrer
Forderung kein Glück , die Mehrheit der Kommission — Liberale
und Sozialdemokraten — beschloß die zweite Lesung der Wehr -
Vorlage . Die Konservativen hatten für diesen Fall mit Obstruk -
tion gedroht , das heißt mit Verschleppung der Beratung . mit
allen gcschäftsordnungsniüßigcn Mitteln " — hinterher wollten sie
freilich nichts gesagt haben — , und das Zentrum gab nach dem

Beschluß der Koinmission die Erklärung ab , daß es seine Abstim -
niung über die Wchrvorlage durchaus von der Erledigung der

Dcckungsfragc abhängig mache . Es droht also rund und nett mit
der Ablehnung der Wehrvorlage , falls Steuern geschaffen wer -

den , die ihm nicht passen . Das würde die Auflösung des Reichs -

tags bedeuten , da dann keine Mehrheit für die Wehrvorlage
mehr vorhanden wäre . Ob das Zentrum eine solche Ablehnung
indes riskieren kann , das ist noch sehr die Frage . Vorläufig hat
seine Drohung nichts geholfen . Die Kominission hat die zweite
Lesung der Wchrvorlage beendet . Indes ist den Alauschwarzcn
doch die Konzcssion gemacht worden , daß die Wehrvorlage nicht so-
fort im Plenum des Reichstags weiter beraten wird . Der Reichs -

tag ist vielmehr vom 2. Juni ab auf eine Woche vertagt worden ,

während die Kommission die Deckungsvorlage berät . Es drückt

sich darin die Unsicherheit der Lage aus — die bürgerlichen Par¬
teien wissen nicht , was werden soll . Gerüchte gehen um , wonach
das Zentrum mit den Rationalliberalen sich auf eine Reichs -

vermögensteucr einigen will . Von einer solchen wollen jedoch die

Regierungen der Bundesstaaten nichts wissen , weil sie diese Steuer

für sich behalten wollen . Die nächsten Wochen müssen die Entschei -
dung bringen . Daß die sozialdemokratische Reichstagsfraktion für
die sofortige zweite Lesung der Wehrvorlage gestimmt hat , fordert

zum Widerspruch heraus . Durch die Abstimmung der Sozialdemo -
kraten ist der Widerstand gegen die Vorlage im Parlament un -

«löglich gemacht , der den Kampf der Arbeiterklasse außerhalb des

Parlaments gegen die Forderungen des Militarismus hätte ein -
leiten müssen . Uberhaupt hat die ganze bisherige Haltung un -

serer Fraktion in dieser Sache in weiten Parteikreisen Befremden
erregt . Sie scheint weniger von sozialdemokratischen Grundsätzen
als durch parteipolitische Erwägungen bestimmt zu sein , die auf
schwanker Grundlage stehen , und sie nimmt sich besonders gegen -
über dem tapferen Kampfe unserer französischen Bruderpartei
schwächlich aus .

Die W a h l m ä n n e r st i ch w a h l c n für die preußischen
Landtagswahlen haben die Aussichten der Sozialdenio -
kratie auf Mandatseroberungen verschlechtert . Wo fortschrittliche
Wahlmänner gegen sozialdemokratische in Stichwahl standen , sind
ihnen die nationalliberalen und konservativen Wähler stramm zu
Hilfe geeilt . Und das , obgleich die fortschrittliche Parteileitung
eine Parole ausgegeben hatte , die zwar nicht direktes Eintreten

für die Sozialdemokratie , aber doch Verweigerung der Stichwahl -
Hilfe für die Rechte bedeutete .

In Frankreich ist es zu großen und leidenschaftlichen De -
mo ii st ratio neu der Soldaten gegen die Absicht der Re -

gierung gekommen , die dreijährige Dienstzeit wieder einzuführen
und dazu den Jahrgang , der in diesem Herbst nach zweijähriger
Dienstzeit entlassen werden müßte , gleich fürs dritte Jahr zurück -
zuhalten . Die Regierung und die bürgerlichen Parteien suchen
den Eindruck dieser Kundgebungen zu schwächen , indem sie be -

haupten , die Demonstranten seien nicht an sich Gegner der Dienst -
Zeitverlängerung , sie seien durch die antimilitaristische Propa -
ganda der im Allgemeinen Arbcitcrvcrband vereinigten Gcwerk -

schaften ( Syndikate ) verhetzt und verführt . Um das zu beweisen ,
ist eine wütende Verfolgung gegen den Arbeitcrvcrband ins Werk

gesetzt worden . Haussuchungen , die massenhaft vorgenommen
werden , sollen belastendes Material beschaffen , und noch che d <
Untersuchung beendet ist , hat der Ministerpräsident bereits ein

Ausnahmegesetz gegen die Gewerkschaften angekündigt und ein -

gebracht . Diese ? soll ihnen jede Beschäftigung mit politischen An -

gelegenheiten unmöglich machen und sie der Polizeiwillkür aus -

liefern . Die französische Arbeiterklasse seht indes unbeirrt ihren

energischen Kampf gegen die Rüstungsvorlage fort — in einer

gewaltigen Massenversammlung unter freiem Himmel in dem

Pariser Vorort Prö - Saint - Gervais hatten sich Hunderttausend «
von Sozialisten und Gewerkschaftern zum Protest vereinigt . Der

Finanzminister fordert allein 200 Millionen Franken neuer
Steuern zur Deckung der dauernden Kosten der Hecresver -

stärkung .
In London wurde von den . Verbündeten " Balkan st aaten

und von der Türkei der Präliminarfrieden unterzeichnet .
- H. B.

Gewerkschaftliche Rundschau .
Der Kanipf um den Arbeiterschutz gehört zu den ständigen

Aufgaben unserer gewerkschaftlichen Zcntralverbände . In die

Hunderttausende geht die Zahl der Opfer , die alljährlich auf dem

Schlachtfeld der Arbeit fallen . Meldete doch allein die Unfallvcr -
sicherung — sie ist noch lange nicht für alle Arbeiter und Arbeite -
rinnen und für all das körperliche Unheil ihrer Berufsarbeit zu -
ständig — für das eine Jahr 1011 fast drei Viertelmillioncn Un¬

fälle mit 132 114 Schwerverletzten und 0443 Toten . Der Mangel
von Schutzvorrichtungen an Bauten , in Bergwerken , an Maschinen ,
die Gifte der chemischen Betriebe , die gesteigerte Arbejtshetze i . -. or-
den und verstümmeln jahraus jahrein riesige Scharen von Sklaven
des Kapitals . Doch dieses achtet dessen in seineni Hunger nach

Mehrwert nicht , solange es noch die Lücken in. den Reihen der

Ausgebeuteten immer wieder ausfüllen kann . Daß die Verschwcn -

dung von Menschenleben durch den Kapitalismus nicht noch unge -
zügelter wütet , ist in erster Linie den Anstrengungen der orgmii -

sierten Arbeiterschaft zu verdanken . Die Gewerkschaften begnügten

sich in den letzten Jahren nicht mehr damit , ihre Forderungen für
einen besseren Arbcitcrschutz in Resolulioncn zu erheben und sie
in Denkschriften zu begründen , die mit reichem Tatsachenmaterial
versehen an die Regierungen und Rcichsbchörden eingesandt wer -
den . Sic suchten auch in Ausstellungen der Öffentlichkeit Bilder
von den Leben und Gesundheit zerstörenden Arbeitsbedingungen
vor Augen zu führen , unter denen heute Millionen fronden . Die

Heimarbeitausstellungen waren ein trefflicher Anschauungsunter -

richt für den Heimarbeitcrschutz . Sie waren geeignet , das öffent -

liche Gewissen schärfer zu wecken als bloßes Reden und Schreiben .
Aber freilich : den ausbeutenden und herrschenden Klassen ist so
etwas wie ein Gewissen ein unbekanntes oder doch «in recht be -

langloses Ding . Trotzdem haben die Ausstellungen die Gesetzgebung
ein Schrittchcn vorwärts getrieben . Wir haben mit Ach und Krach
das Hausarbeitgesetz erhalten . Daß es den Heimarbeitern so un -

zulänglichen Schutz gewährt , ist ein Stück von der Schande unserer

Zeit , erklärt sich aber dadurch , daß das Herz der bürgerlichen Par -
teien für die Interessen der profitsüchtigen Kapitalisten schlägt .

Erst der Mammon , dann der Mensch . Die Mitwirkung au der

hygienischen Ausstellung in Dresden vor zwei Jahren hatten
die Gewerkschaften in umfassender Weise vorbereitet . Für die vcr -

schiedenen Berufe wollten sie die Wirkungen des Fehlens eines

ausreichenden Arbeiterschutzcs durch anschauliches Tatsachcnmatc -
rial und eindringliche Beispiele aufzeigen . Doch die Unternehmer
widersetzten sich dieser Bloßstellung kapitalistischer Sünden , und

mit Hilfe der sächsischen Regierung gelang es ihnen , den Gewerk -

schaften die Ausführung ihres Planes unmöglich zu machen . Ei -

niges von dem , was in Dresden ausgestellt werden sollte , wird

jetzt auf der kürzlich eröffneten Baufachausstellung in

Leipzig vorgeführt . Die Gewerkschaften des Baugewerbes

demonstrieren auf dieser Ausstellung , welche Forderungen sie für
einen halbwegs ausreichenden Schutz der Bauarbeiter erheben . .
Dort ist in eigener Leitung ein Haus aufgeführt worden mit Gc -

rüsten , wie sie Maurer , Zimmerer , Glaser , Klempner und andere

zu beanspruchen haben , um gegen Unfälle geschlitzt zu sein . In
der Tat ist denn auch beim Bau dieses Hauses kein Blut geflossen ,

während bei der Errichtung der übrigen Ausstellungshallen ver -

schicdcntlich Unfälle vorgekommen sind . Kann man so das Außere
des Hauses mit dem Gefühl der Beruhigung betrachten , so er -

warten uns im Innern um so erschütterndere und ausrchzendcre
Eindrücke . Der Malerverband zeigt hier in Photographien
die verheerenden Einwirkungen des Bleigiftcs auf den OrganiS -
mus des Arbeiters . Entsetzliche Nervenlähmungen , die den Er -

krankten verhindern , die Hände zu gebrauchen , verkrüppelte Glied -

maßen und Hautausschläge sind die Folgen der Verwendung des

Bleis zu Farben . Der verblödete Gesichtsausdruck einer Arbeiterin

läßt die Einwirkung dieses Metallgiftes auf das Gehirn erkennen .

An anderer Stelle recken sich in zahlreichen Photographien bis zur
Unkenntlichkeit verstümmelte Hände empor und klagen die Aus -

beuter an , daß sie keine Schutzvorrichtungen an den so mörderischen
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Holzbearbeitungsmaschinen anbrachten . In einer anderen Halle
ergänzen einige Ärzte diese Ausstellung durch Präparate und

Photographien von Berufskrankheiten der Arbeiter . ES gehören
starke Nerven dazu , um diese grausigen Darstellungen betrachten
zu können . Und doch ist unsere mit vollen Backen gepriesene So -

zialgeschgebung noch nicht so weit , daß Gcwerbekrankhcitcn wenig -
stens als Unfallerkrankungen behandelt werden , und daß die von

ihnen befallenen Arbeiter entschädigt werden . Bisher ist das nur
bei den wurmkrankcn Bergleuten der Fall , wenn sie infolge der
starken Abtreibungskur erblindeten , die die Würmer aus den Ein -

gewcidcn entfernen sollte . Die Reichsversicherungsordnung gibt
dem Bundesrat lediglich die Befugnis , datz er für bestimmte In -
dustricn die Gewerbekrankheiten den Unfallkrankheitcn gleich er -
achten kann . Wie weit er von diesem Recht Gebrauch machen wird ,
bleibt abzuwarteiz . Den Unternehmern sind die Hintertüren des
Bundesrats nicht verschlossen . Die Ausstellung der Gcneralkommis -
sion in Leipzig ist eine vernichtende Anklage gegen die unzuläng -
lichen Bestimmungen , die heute Bauarbeitcrschutz tituliert werde » .
Die Scharfmacher hatten seinerzeit in Dresden mit durchschlagen -
dem Erfolg vor einer „ tendenziösen " Ausstellung durch die Ge -

werkschaften graulich gemacht . Die Ausstellung in Leipzig zeigt
nur einen Teil der in der Industrie an dem Arbeiter tagtäglich
begangenen Verbrechen . Trotzdem beweist sie , daß die Herrschen -
den die Tatsachen fürchteten : die Tatsachen sind tendenziös . Werden

diese Tatsachen Regierung und Gesetzgeber zu einer etwas schnei -
leren Gangart auf dem Gebiet der Sozialpolitik veranlassen ? Je
unsicherer die Antwort auf diese Frage ist , um so entschiedener und

wuchtiger müssen die fordernden Arbeitcrmasscn vorwärts drängen
und den geringen Eifer der hohen Herrschaften beflügeln .

Die Lohnbewegung im Baugewerbe kann jetzt erst als end -

gültig abgeschlossen gelten . Für das Bctongewcrbe haben die Un -

parteiischen nun ebenfalls ihren Schiedsspruch gefällt . Im Beton -

bau , der wegen seiner vielfältigen Anwcndungsmöglichteit in der

letzten Zeit grosse Ausdehnung erlangt hat , werden sehr viele Ar -
bester beschäftigt . Für diesen grossen Zweig des Baugewerbes sind
nunmehr gleichfalls die Arbeitsverhältnisse geregelt worden . Da -
mit dürfte der Friede im Baugewerbe bis zum Jahre 1310 ge -
sichert sein .

Im Rlalergewerbe herrscht dagegen eine kriegerische Stim -

mung , auch noch nachdem die Organisationen beider Parteien den

neuesten Schiedsspruch angenommen haben . Zwei Gauverbände
der Unternehmer , der für Rheinland - Westfalen und der

für N o r d d e u t s ch l a n d , haben den Schiedsspruch der Unpar -
tciischcn abgelehnt . Die Unternehmcrorganisation in Rheinland -
Westfalen rebelliert offen , sie hält sich nicht an die Abmachungen ,
warnt vor Sondertarifen mit den Gehilfen und gedenkt Aus -

sperrungen vorzunehmen . Gehilfen , die sich ihrem Willen nicht

beugen wollen , sollen von ihr auf eine Schwarze Liste gesetzt und
ein Jahr lang von der Beschäftigung ausgeschlossen werden . Die

Arbeiterorganisation wird den Herren die Grossmannssucht aus -
treiben .

Der Streik der Maschinisten der F i s ch s e e d a m p f e r in
den llntcrweserorten konnte nach fünfmonatiger Dauer
mit einem Teilerfolg für die Arbeiter beendet werden .

Der Boykott über die Halber st ädter Würstchen -
f a b r i k von C h r i st i a n Förster ist aufgehoben . Ein fünf¬
monatiger Kampf brachte den Unternehmer zu der Einsicht , dah er
de » Arbeitern und Arbeiterinnen den Gebrauch des Koalitions -

rechts nicht verwehren kann . Er gab eine ausreichende schriftliche
Erklärung darüber , dah er der Organisation nichts in den Weg

legen werde . Ausserdem verpflichtete er sich , Arbeitskräfte durch
den Nachweis der Organisation sich vermitteln zu lassen , ferner

sicherte er eine anständige Behandlung des Personals zu . Der

Boykott hat sich hier als sozialpolitisches Erziehungsmittel er -

wiesen . *

Als Terroristen rücksichtslosester Art offenbaren sich die Papier -
fabrikanten . Der Fabrikarbeiterverband hatte un -

längst nach Dresden eine Konferenz der in der Papier - und Zell -

stoffabrikation beschäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen einbk -

rufen . Den Unternehmern war diese Veranstaltung ein Dorn im

Auge . Sie fürchteten , dass ihre schäbigen Ausbeutungspraktikcn
und der viel zu dürftige Arbesterschutz vor der breitesten Öffcnt -

lichkcit an den Pranger geschlagen würden . Namentlich aber

schreckte sie der Gedanke , diese Tagung ihrer Profitschaffendcn
könnte deren Klassenbewuhtsein wecken und stärken . Deshalb vcr -

fügten die Herren in einem Rundschreiben , es solle untersucht wer -

den , ob beurlaubte Arbeiter die bewilligte Ferienzeit etwa zur Be -

tcilignng an den Dresdener Beratungen benutzt hätten , damit

„ weitere Massnahmen " getroffen werden könnten . Die Fabrikanten

werden die Aufklärungsarbeit des Verbandes nicht aufzuhalten
vermögen , doch das Kapitel vom Tcrrorismus haben sie um ein
weiteres Beispiel bereichert . Dem Arbeiter , der für seine Jnter -
essen eintritt , soll der Brotkorb höher gehängt werden , das von den
nämlichen Leuten , denen der Arbeiter viel mehr als das Brot gi . t :
Beafsteaks , Champagner und prächtige Villen .

Die Bergherren Niederschlesiens sind in Not . Selbst
die ausländischen Arbeiter , Slowaken , Ruthenen , Galizier , vcr -
lassen die gesegneten Gefilde des Reviers , um sich ihrer Ausbc . : -

tung zu entziehest und anderwärts bessere Arbeitsgelegenheit " l

suchen . Auf dem Kohlenmarkt herrscht zurzeit jedoch grosse Nach »
frage , und es könnten grosse Profite eingeheimst werden , wenn sich
nur genug Hände finden liehen . Die Grubenbesitzer jammern
daher über Arbeitermangel , bieten aber zuziehenden Proletariern

für die schwere , gesundheitschädigende Arbeit ganze 2,50 Mk. Tagc -
lohn an . Von dem Elend der Bergknappen sticht das verschwende -
rische Leben der Grubcnherren grell ab . Von vielen Beispielen nur
eines . Der Fürst von P l r ss lieh kürzlich , als das Kronprinzen -
paar und andere hohe Herrschaften sich zu Besuch angemeldet
hatten , für 30 000 Mk. Fische in die Schlossteiche setzen . Seine

Gäste sollten sich beim Angeln von der Mühseligkeit und Nichtig -
kcit ihres Daseins erholen . Die Fische , mit denen man den Hunger
vieler Bergarbeiterfamilien hätte stillen können , starben übrigens
alle ab . Seine Durchlaucht der Fürst von Pless ist auch ein eifriger
Protektor des NeichsverbnndcS zur Bekämpfung der Sozialdemo -
kratic , dem er 10 000 Mk. spendete . Der Mann hat es dazu , und die

„sittliche Weltordnung " verbürgt ihm , dass er noch weitere Schätze

für den Zeitvertreib Reicher und zur Knechtung der Proletarier

vergeuden kann .
Anö der Textilarbeiterbewegung . Vor wenigen Wochen erst

konnten wir berichten , dah die Arbeiter der B a u m w o l I s p i » »

n er est Bayerlein in Bayreuth einen siebcnwöchigen
Kampf um menschenwürdigere Behandlung mit Erfolg beendeten .

In dem Friedensvertrag verpflichtete sich der Besitzer des Unter »

» ehmenS , Herr Bnherlein , schriftlich , alle Mihständc abzn »

stellen . Den Meistern wurde es aufs strengste verboten , die Ar -

bcitcrschaft irgendwie zu belästigen , keinerlei Mahrcgelungen soll -
ten erfolgen . Und wenige Tage nachdem Herr Bahcrlein sein Wort

verpfändet hatte , folgten Entlassungen auf Entlassungen . Die

fadenscheinigsten Gründe mutzten dazu herhalten , um Organisierte
aus dem Betrieb hinauszutreiben . Herr Bahcrlein leidet an -

scheinend an einer abnormen Gedächtnisschwäche — in wenigen

Tagen vergaß er vollständig , was er den Arbeitern zugestanden

hatte . Nur gut , dah sein Wort schriftlich vorliegt . Nachdem mehr
als 20 Entlassungen stattgefunden hatten , schlug die Empörung
der Arbeiterschaft in hellen Flammen empor . Am 13. Mai ist die

Belegschaft der Spinnerei Bayerlein erneut in den Streik getreten ,
um sich Achtung und Koalitionsfreiheit zu erkämpfen . Wenn der

jetzige Kampf schärfer geführt wird als der vorhergehende , so ist

die wortbrüchige Firma selbst daran schuld . Die Unternehmer

Oberfrankens geben sich die redlichste Mühe , die Organi -

sation der Textilarbeiter niederzuhalten . Wenn diese erstarkt , so

fürchten die Herren , sie könnten auf einige Prozente ihrer fetten
Dividenden zugunsten höherer Löhne verzichten müssen . In ihrer

Sorge greifen sie zu den verzweifeltsten Mitteln . So wurde der

Sekretär des chri st lichen TextilarbeiterverbandeS
aus Bamberg herbeigerufen , um in Bayreuth eine Zahlstelle dieser

Schutztruppe der Ausbeuter zu gründen . Nachdem die Unter -

nehmerpeitsche sämtliche Meister mit ihren Angehörigen in die

christliche Organisation getrieben hat , kann der christliche Textit -
arbcitcrvcrband nun über eine Filiale in Bayreuth berichten . Und

die neugcgründete Zahlstelle hat auch gleich ihres christlichen Amtes

im Kampfe zwischen Kapital und Arbeit gewaltet : der erste Schritt

dieser Arbeiterorganisation war die Proklamicrung des Streik -

b r u ch e s. Welcher Unterschied besteht noch zwischen berufS -

mätzigen Streikbrechern und dem christlichen Textilarbeiterver -
band ? Wir können keinen entdecken . Höchstens dah die Hintzebrüdcr

ehrlicher als die Christen sind . Man vergegenwärtige sich nur die

Umstände , unter denen hier der christliche Verband an der kämpfen -
den Arbeiterschaft sein Judaswerk begeht getreu dem Muster seiner

Führer in Krefeld : der Unternehmer verpfändet sein Wort dafür ,

datz alle Mißstände abgeschafft werden ; den Meistern wird jedwede

Drangsalierung der Arbeiter aufs strengste untersagt ; keine Mass -

regelungen dürfen stattfinden ; Lohnerhöhungen sind zugesichert ;
und wenige Tage danach tritt die Firma all diese Zugeständnisse

zu Boden . Und wie leicht wäre es der Firma möglich , auch die

bescheidenen materiellen Forderungen der Arbeiter zu erfüllen .
Tie bayerischen Baumwollspinnereien sind die am besten rcntic -

renden in ganz Dcntschland . In dem Jahrfünft 1305 bis 1300 ,
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das gute und schlechte Geschäftsjahre umfaßt , betrug die Dividende

in den deutschen Spinnereien durchschnittlich : im Rheinland
7,7 Prozent , in Elsaß - Lothringen 8,6 Prozent , in W e st -

f a l e n 11,6 Prozent , in Baden 12,2 Prozent , in W ü r t t e m -

b e r g 17 Prozent , in B a h e r n aber 23,1 Prozent . Die bayerischen
Spinnereien haben in dieser Zeit also genau dreimal so viel an
Dividende gezahlt als wie die rheinischen . Der Durchschnittslohn
entspricht diesem Bild von den kapitalistischen Gewinnen . Nach den

Angaben der Berufsgenosscnschaften stellte er sich im Jahre 1969

in Rheinland - Westfalen auf 912,14 Mk. und im Gebiet der Süd »

deutschen Textil - Bcrufsgcnossenschaft — der auch die bahc -
rischen Spinnereien angehören — nur auf 749,89 Mk. Die baye¬
rischen Textilarbeiter erhielten also 162 Mk. weniger als die rhci -
nischen . Eine Gleichstellung im Lohn mit ihren rheinischen Ar -

beitsbrüdern können sich die süddeutschen Textilproletarier nur

durch eine starke Organisation erkämpfen . Das haben die Spin -
nereiarbeiter Bayreuths erkannt . Wir wünschen ihnen den besten
Erfolg in ihrem Kampfe , in dem sie sich sowohl gegen den Wort -

bruch des Unternehmers wie gegen den Verrat der Christlichen
wehren müssen . sie .

Die Lohnbewegung in der Nürnberger Bürsten - und Pinsel -
industrie . In der gesamten Nürnberger Bürsten - und Pinselindustrie
ist es am 13. Mai zur Arbeitseinstellung gekommen . DaS in zwei
Verbänden organisierte Unternehmertum dieser Industrie hat die

berechtigten Forderungen der Arbeiter und Arbeiterinnen abge -
lehnt und nur nebensächliche Zugeständnisse gemacht . Damit war
die Arbeitsniederlegung unvermeidlich . Die Antwort der Arbeiter
und Arbeiterinnen war einheitlich , wirkungsvoll und durch -
schlagend . In allen Betrieben ruht die Arbeit vollkommen . Uber
1669 Frauen und Mädchen und etwa 799 Arbeiter stehen
im Streik . Die Frauenarbeit ist in dieser Industrie längst über -

wiegend , der Kampf hat demnach für unsere Frauenwelt ein hohes

Interesse . Die Unternehmer sträuben sich mit aller Energie gegen
die geforderten Minde st löhne für Frauen , während sie
den Mindcstlöhnen der Männer sympathischer gegenüberstehen .
Sie wollen nicht verstehen , daß auch für die Frauen Mindcstvcr -
dicnste geschaffen werden müssen , bei der Bezahlung der Arbeite -
rinnen möchten sie freien Spielraum behalten oder aber die

Mindestlöhnc so niedrig bemessen , daß sie für die Hebung des Vcr -

dienstcs wertlos bleibe ». Es wird den Unternehmern jedoch schwer
werden , ihr Trachten durchzusetzen , denn die Organisation der

Holzarbeiter ist stark und kräftig genug , um annehmbare Frauen -
löhne zu erzwingen . So haben sich die Streikenden auf einen

längeren Kampf vorbereitet , und die Geschlossenheit ihrer Reihen
bürgt für einen guten Erfolg . Bewundernswert ist die

praktische Mitarbeit der streikenden Frauen .
Alle Aufgaben , wie Strcikpostenstehcn , Kontrolle der Betriebe ,

Führung der Strciklisten , alle Schreibarbeiten werden von ihnen
prompt und gewissenhaft erfüllt . Mit Eifer und Besonnenheit tun

sie ihre Pflicht . Die ganze Bewegung atmet Ruhe , Sicherheit und

Zuversicht . Die organisierten Holzarbeitcrinnen in Nürnberg haben
einen guten Ruf , schon einmal haben sie den schwerreichen Unter -

nehmern der Nürnberger Bleistiftindustrie gezeigt , wie entschieden
und sachlich sie zu kämpfen wissen , und auch die Bürsten - und

Pinselindustriellen werden bald einsehen müssen , daß es kliige *
für sie ist , nennenswerte Zugeständnisse zu machen , statt in ihrer
ablehnenden Haltung zu beharren . Die Forderungen sind mäßig ,
sie sind sogar bescheiden . So verlangen die Arbeiterinnen einen

Mindestlohn von 23 bis 32 Pf . pro Stunde , die Arbeiter einen

solchen von 39 bis S4 Pf . , außerdem soll eine allgemeine Lohn -
crhöhung von 19 Prozent eintreten und die wöchentliche Arbeits -

zeit um 2' / - Stunden verkürzt werden . Die Unternehmer boten
in unverbindlicher Form eine halbstündige Arbeitszeitverkürzung
und 3' / - Prozent Lohnerhöhung . Angesichts der Teuerung ist das

geradezu lächerlich . Man vergesse dabei nicht , daß die vereinigten
Pinselfabrikanten jährlich regelrecht IS Prozent Dividende der -
teilen , sie könnten also Zugeständnisse machen , ohne das Nagen
am Hungertuch befürchten zu müssen . Aber die Profitgier erstickt
auch bei diesen Herren alle Einsicht , alles Gerechtigkeitsgefühl , dem

Ding , das sie vertreten — dem ausbeutenden Kapital — „schlägt
kein menschliches Herz in der Brust " . Schneppenhorst .

Notizenteil .
Sozialistische Frauenbewegung im Ausland .

Ein Fortschritt der sozialistischen Frauenbewegung in Eng -
land ist zu melden . DaS Organ der „ Women ' s Labour League "
hat eine erhebliche Erweiterung und Ausgestaltung erfahren . Vor

mehreren Jahren wurde es als kleines vierseitiges Blättchen gc -
gründet : „ Tbs Labour Leaflet " ( Arbeitsblatt ) . Nach und nach

vergrößerte es Umfang und Seitenzahl . Seit dem 1. Mai erscheint
es als stattliche Monatsschrift von 16 Seiten unter dem Titel :

„ Tbs Labour ' Woman " . Deutsch läßt er sich am sinngemätzcsten
und kürzesten als „ Die Prolctaricrin " wiedergeben , da labour

woman sowohl Arbeiterin wie Arbeiterfrau bedeutet . Das cnt -

spricht auch dem Titelbild der Zeitschrift , das eine junge Arbeiterin
und eine proletarische Mutter mit ihrem Kind zeigt . Der Inhalt
der ersten Nummer ist sehr reichhaltig und beweist , daß die Liga
den verschiedensten Interessen der proletarischen Frauen gerecht
werden will , daß sie ebenso entschieden für gesetzlichen Arbeite -

rinnenschutz und andere soziale Reformen wie für die volle po -

litische Gleichberechtigung des weiblichen Geschlechts kämpft . Der

Geist internationaler sozialistischer Gesinnung , weht aus den

Spalten . Die Leitung des Blattes ruht in den Händen von Gc -

nossin Dr . Phillips , die Schriftführerin der Liga ist . Wir bc -

glückwünschen die englischen Genossinnen zu der Entwicklung ihrer

Presse und hoffen , daß „ Tbs Labbur Woman " unter dem weib¬

lichen Proletariat bald die verdiente Verbreitung findet .

Frauenbewegung .

Byzantinismus bürgerlicher Frauen . Die bürgerlichen Frauen
— viele Frauenrechtlerinnen voran — haben es in Deutschland
in den letzten zwanzig Jahren fast bei jeder Gelegenheit vor -

gezogen , vor Fürstenthronen devotest in die Knie zu sinke », statt

für die volle Demokratie , ja auch nur für ihr eigenes Recht zu

kämpfen . Es ist das ein geschichtliches Erbübel , mit dem sie das

deutsche Bürgertum belastet hat . Was die Damen aber heuer
leisten , das schlägt den Rekord des Hofschranzentums . Außer der

Jahrhundertfeier des Befreiungskriegs gibt das Regicrungsjubi -
läum Wilhelms II . einen billigen Anlaß , daß „ führende " bürger -
liche Frauen vor Majestäten knicksend vergehen . Ein typisches Bei -

spiel . In einem Aufruf „ An alle deutschen Frauen " fordern
Damen zu «einer Sammlung auf , die der Kaiserin zum Besten
eines Altersheims für Heimarbeiterinnen über -

wiesen werden soll . Bezeichnender noch als die Bettelei selbst ist
das würde - und geschmacklose Gewinsel , mit der sie vor die Offent -

lichkeit gebracht wird . Man urteile :

„ Ganz Deutschland rüstet sich , um das Regierungsjubiläum

unseres Kaisers freudig zu feiern . Provinzen , Gemeinden , Ver -

eine und Einzelpersonen bringen Gaben herbei , deren Zweck es

sein soll , unserem geliebten Landesvatcr zu beweisen , daß überall ,

wo vaterländischer Sinn die Herzen bewegt , ihm in Dankbarkeit

für die 25 Jahre seiner Friedensregierung Summen bereitgestellt

werden , die Aufgaben dienen sollen , deren Erfüllung ihm am

Herzen liegt . Hier gilt die Sammlung der Fürsorge für die Ju -

gend , dort gedenkt man der Veteranen , hier will man den schweren

Volksschädigcrn Tuberkulose und Krebs durch die Spende Abbruch

tun , dort bereitet man die Gründung von Erholungshäusern für

Angestellte und Arbeiter vor . Gesegnet sei aller guter Wille , und

Erfolg möge jede dieser Unternehmungen krönen zur Freude uii -

scrcs kaiserlichen Herrn ! Wir Frauen haben bei allen diesen

Sammlungen nicht gefehlt , und das ist gut so. Jetzt aber gilt es ,
eine besondere Fraucngabe darzubringen , eine Gabe von Frauen

für Frauen . Und diese Gabe wolle » wir nicht unserem Kcnser
widmen wie die anderen alle , sondern unserer geliebten Kaiserin ,
die durch Gottes Güte nun auch volle 25 Jahre uns allen Führerin
und Vorbild war . 25 Jahre voll Liebe und Fürsorge hat die hohe

Frau uns vorgelebt ! Nichts ist in Deutschland zur Erleichterung
des Frauenloses geschehen , ohne daß nicht unsere Kaiserin tat , was

sie konnte , um zu helfen und zu fördern . Gerade die ärmsten unter

den deutschen Frauen , die Heimarbeiterinnen , haben immer und

immer wieder die warme Anteilnahme der Landesmutier an ihrem

schweren Geschick gespürt . Wer die Tagung der Heimarbeiterinnen
im Februar dieses Jahres miterlebte , der weiß , wie gerade ihr Er -

gehen , ihre Zukunft unserer Kaiserin am Herzen liegt . Laßt uns

darum unsere Dankbarkeit der Landcsmuttcr mit einer Gabe zum
Ausdruck bringen , die der Zukunft der alt und müde gewordenen

erwerbsunfähigen Heimarbeiterin gilt ! Die christlich - nationalen

Heimarbeiterinnen haben angefangen , Pfennige und Groschen zu

sammeln , um durch ein „ Altersheim für Heimarbeiterinnen " für

ihren unversorgten Lebensabend Hilfe zu schaffen . 5919,34 - Mk.

haben sie mühsam zusammengebracht . Viele Jahrzehnte würden

noch vergehen , ehe an den Bau des Hauses zu denke » wäre . ' Laßt
uns Bausteit� : hinzutragen , große und kleine ! Wenn jede deutsche

Frau gibt , was sie vermag , so können wir unserer Kaiserin zu

ihrem Jubiläum die Freude machen , daß das Altersheim für
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Heimarbeiterinnen Wahrheit wird . Laßt unS sorgen , daß unsere
Sammellisten der hohen Frau zeigen , daß eine jede von uns mit
dem Herzen gab . Drum frisch ans Werk ! Wir wollen beweisen , daß
die deutschen Frauen in Dankbarkeit und Treue ihrer Kaiserin
gedenken ! "

So wird ge — dichtet von Frauen , die sehr wohl wissen , daß die

angehimmelte Bedeutung der Kaiserin ganz in dem Zufall ihrer
Stellung beschlossen ist . Von Frauenrechtlerinnen , denen bekannt

ist , daß die Kaiserin —" wie ihr hoher Gemahl — den Kampf für
Frauenrechte verwirft und den Pflichtkreis des Weibes auf die
vier „ K" beschränkt sehen will , auf Kinder , Kirche , Küche und
Kleider . Von sozialen Reformerinnen und Führerinnen der Heim -
arbciterinnen , denen zu Ohren gekommen sein muß , daß das Mit -

gefühl der Kaiserin mit diesen Ärmsten ohnmächtig war , ihnen
auch nur einen leidlich wirksamen gesetzlichen Schutz zu sichern .
lind sollte ihnen allein verborgen geblieben sein , daß zwar deutsche
Heimarbeiterinnen ein kostbares Spitzenkleid für die Krön -

Prinzessin anfertigen durften , jedoch nur auf dem Umweg über
den Pariser Modekünstler . Der Aufruf ist unter anderem unter -

zeichnet von : Frau v. Alten . Vorsitzende des Deutschen Frauen¬
bundes — eine ganz konservative Organisation ; Frau Verlags -
buchhändler Bachem - Köln , die wie Frau Gnauck - Kühne
das katholische Frauenelemcnt vertritt ; Fräulein Rehm , Haupt -
Vorsitzende des Gewerkvercins christlicher Heimarbeiterinnen ; Frau
v. Do den eck , Vorsitzende der iirchlich - sozialen Frauengruppe
Berlin ; Frl . Friedcnthal , Vorsitzende des Zentralvereins
für Arbeitcrinnenintcressc » ; Frl . Mueller . Vorsitzende des

Deutsch - Evangclischen Frauenbundes ; Frl . Dr . Solomon , Di¬

rektorin der Sozialen Fraucnschule . Dazu noch Exzellenzen — auch
Frau v. B c t h m a n n H 0 l l w e g ist mitten unter ihnen — ,
„ glänzende " Name » , die Riescnvermögcn und reiche Einkommen
künden . Wäre es dieser Damen nicht würdiger , von dem eigenen
Überfluß zu opfern , statt den Bcttelsack zu schwingen und ihn . um
eine huldvolle Gebärde flehend , der Kaiserin zu Füße » . zu legen ?
Und reicht ihr Menschcnstolz wirklich nicht zu höheren Idealen ,
als ihr Byzantinismus ihn malt ? So sprechen nicht Frauen ,
denen ihr Menschentum teuer ist , in dem Ausruf hören wir das

heuchlerische Lispeln von Hofgesinde . Und zwar des schlimmsten ,
das es gibt : nämlich des Hofgesindes aus sklavischer , niedriger Ge -

sinnung . Diese Gesinnung läßt den Abgrund erkennen , der

zwischen der bürgerlichen und der proletarischen Welt gähnt . Die

letzte klassenbewußte Prolctarierin würde sich nicht zu solcher
Sprache und solchem Tun erniedrigen .

Ein Bund konservativer Franc » ist im April in Berlin ge -
gründet worden , und das verdient besonders hervorgehoben zu
werden : mit Billigung und untc / Beihilfe des Vorstandes
der Konservativen Partei . Die gefürchtete „Politisie -

rung " der bürgerlichen Frauenwelt und Frauenbewegung macht
also unaufhaltsam Fortschritte . Welcher Geist in der neuen

Frauenvcrcinigung lebendig ist . zeigcn - die nachstehenden Sätze
aus dem Vortrag , den der preußische Landtagsabgeordnete
v. G 0 ß l c r bei der Gründung gehalten hat . Die konservative
Presse hat erst sehr nachträglich über diese Rede berichtet , offen -
bar um die ÄngsW zu beschwichtigen , die in den konservativen
Kreisen ob des Frauenbundes umgehen . Herr v. Goßler äußerte
sich über dessen Zweck also : „ Nicht Passion am politischen Kampf .
sondern zwingendes Pflichtgefühl hat dazu geführt . Für die

Gründerinnen steht nicht im Vordergrund , politische Rechte zu er -

kämpfen , sondern der konservativen christlichen Weltanschauung
zur Verbreitung und zum Siege zu verhelfen . Sie wollen sich
nicht aktiv betätigen in der Arena des politischen Kampfes , son -
der » sie wollen in ihrem eigenen Wirkungskreis für den konser -
vativen Gedanken wirken und das Verständnis für seine Beden -

tung fördern . Dies kann nur dann mit Erfolg geschehen , wenn
die Vereinigung in engster Verbindung mit der Konservativen
Partei vorgeht , wenn dauernd die Beziehungen möglichst eng und
bertrsiuensvoll gehalten werden . " Die Vereinigung soll „bei den

konservativen Politikern das Verständnis für berechtigte Wünsche
der Frauenwelt vermitteln " .

Frauenstimmrecht . �

Zwei weitere Staaten der nordamerikanischen Union für daS

Frauenwahlrecht . Räch dem Abgeordnetenhaus hat der Senat von

Pennsylvanie » mit 26 gegen 22 Stimmen die Einführung
des politischen Frauenwahlrcchts beschlossen . Nun hat über diese
eine Volksabstimmung zu entscheiden , und fällt sie zugunsten der

Reform aus , so muß 1915 das neu zu wählende Parlament noch -
Wals darüber beraten . In Illinois erklärte sich der Senat mit

29 gegen 15 Stimmen für das Frauenwahlrecht . Die frauenrccht -
lerische Presse spricht die Erwartung aus . daß im Osten des

Mississippi Illinois der erste Staat sein werde , der die Frauen po -
litisch gleichberechtigt .

Das Franenwahlrecht vor dem Unterhaus der siidafrikani -
scheu Union . Ein Vertreter der Arbeiterpartei brachte in dem
Parlament des englischen Kolonialreichs in Südafrika den Antrag
ein , den Frauen das politische Wahlrecht zu verleihen . Die For -
derung entfesselte eine sehr lebhafte Debatte , in der von 17 Red -
ncrn sich nur 4 gegen das Frauenwahlrecht wandten . Unter seinen
Befürwortern befanden sich der Premierminister und der Unter -

richtsministcr . Die Behandlung der Frage wurde schließlich ver -

tagt . Wie es heißt , soll trotz der günstigen Aufnahme der Antrag
nur geringe Aussicht haben , Gesetzeskraft zu erlangen .

Die Frau in öffentlichen Aemtern .

Einen kommunalen Francnbrirat für Reformen hat der fort -
schrittliche Bürgermeister der Stadt Oxford im Staate Ohio

eingesetzt . Die beratende Körperschaft besteht aus fünf Frauen ,
unter denen sich die Vorsitzende der Hochschule für Frauen in

Oxford befindet . Der Frauenbeirat wirkt gutachtlich mit der Ge -

melndcvertrctung zusammen und läßt sich auch die - Hffentliche Agi -
tation für notwendige Neuerungen angelegen sein . Bis jetzt ist er

besonders für erzieherische Maßregeln und für die Verschöne -
rung der Stadt eingetreten .

Die Zahl der Lehrerinnen in Prenßen ist stark und rasch ge «
stiegen . Nach der amtlichen Schulstatistik wurden dort 1991 auf
99 298 Lehrende 13 896 Lehrerinnen gezählt , 1911 aber auf
116 293 Lehrende 24 659 Lehrerinnen . Die Zahl der Lehrer ist in

diesem Jahrzehnt um 29 Proz . gestiegen , die der Lehrerinnen um
77 Proz . Besonders im Westen Preußens werden viele Frauen
im Schuldienst verwendet , in manchen Städten daselbst sind fast

ebenso viele Lehrerinnen als Lehrer tätig . Die meisten Lehre -
rinnen suchen Anstellung in Städten . Hier wirkten nach der letz -
tcn Statistik 15 853 Lehrerinnen , auf dem Lande dagegen nur
8797 . Bei den Lehrern finden wir das umgekehrte Verhältnis :
56 254 von ihnen waren auf dem Lande , 35 389 in Städten tätig .
Die große und wachsende Zahl der Lehrerinnen schiebt dringlicher
als je die Forderung in den Vordergrund : Aufhebung des unfrei -

willigen Zölibats der Lehrerinnen . Die Verheiratung darf »ick >O

zum Ausscheiden aus dem Schuldienst zwingen .
"

Sittlichkeitsfrage .
Theater und Bordell . Aus Paris wird un ? geschrieben : Vor

dem Pariser Zivilgericht find dieser Tage zwei Prozesse verhandelt
worden , die den kapitalistischen Betrieb erotischer Schaustellung

anschaulich zeigen , als den sich das Theater unserer Zeit immer

deutlicher darstellt . In dem einen Falle hatte der Direktor einer

großen Varietöbühne eine Sängerin wegen Kontraktbruchs ver -

klagt , weil sie sich geweigert hatte , gewisse ihr zugeteilte Couplet -

strophen vorzutragen . Die Sängerin erklärte , sie habe sich nicht

für verpflichtet gehalten , obszöne Texte zu singen . Der Direktor

niachte dagegen geltend , daß das Engagement an einem dein

„ leichten " Genre gewidmeten Theater Prüderie ausschließe und die

Weigerung der Sängerin nur ein Vorwand gewesen sei , den Kon -

trakt zu brechen . Das Gericht verurteilte die Sängerin zu 6999 Fr .

Ersatz . Sie legte Berufung ein , aber das Obergcricht bestätigte
das Urteil . Der Anwalt der Sängerin war ein bekannter Theater -

schriftstcller . Er wies vergebens darauf hin , daß seit der Aufhebung
der Zensur die Darsteller zur gerichtlichen Verantwortung wegen
der Delikte gezogen werden können , die in ihren Darbietungen auf

der Bühne enthalten sind , so daß sie also in bezug auf ihre

Rollen ein Kontrollrecht haben müßten , das die Autorität des Di -

rektorS nicht beschränken darf . — Noch drastischer stellt sich das

Wesen der heutigen Bühnen „ kunst " in einem zweiten , ganz ähn -

lichen Prozeß dar , wo immerhin der Direktor der Verurteilte ist .

Diesmal handelte es sich um eine Tänzerin , die sich auf der Probe

geweigert hatte , die Spangen abzulegen , die einen Teil ihrer Brust

verdeckten , und diese ganz zu entblößen . Der Direktor sagte ihr :

„ Ich habe dich doch nur wegen deiner hübschen Brüste engagiert " ,
aber sie gab nicht nach . Der ebenerwähnte Direktor , der sein Ge -

schäft mit der Ausstellung nackter Frauenbrüstc machen wollte , ist
nebenbei auch Leiter einer großen , von der Gemeinde subventio -
nierten Opcrnbühne , also fast eine offizielle Persönlichkeit . Frei -

lich muß man auch in Frankreich als Theatcrdirektor sich vor allem

darauf verstehen , mit der Polizei gut Freund zu bleiben . Sie sieht

gerne durch die Finger und läßt moralische wie sicherheitstechnische
Bedenken fallen , wenn zwischen den Aufzügen dreivicrtelnacktcr
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Mädchen ab und zu «uch ein Aufmarsch in Soldatcnuniform mit

patriotischem Fahncnschwenken zu sehen ist und in den Couplets
neben der sexuellen Zweideutigkeit auch die chauvinistische Selbst -
Verherrlichung einen Platz bekommt . Das Widerlichste an dem

ganzen Betrieb des Bühnenkapitalismus ist die Heuchelei , womit
die Polizei ab und zu irgendeine Künstlerin herausgreift und im
Namen der Moral abstrafen läßt . So ist erst unlängst eine auch in

Deutschland bekannte Nackttänzerin in Paris wegen Verletzung
der öffentlichen Schamhaftigkeit zu einer Geldstrafe verurteilt
worden . Sie hatte eine Vorstellung vor geladenem Publikum ge -
geben . - O. P.

Verschiedenes .
Zwei Urteile . Im Osten des Deutschen Reiches standen kürzlich

zwei Mörderinnen Vörden Geschworenen . Die eine
war die Frau eines Akademikers , die andere eine unverehelichte
Arbeiterin . So verschieden die gesellschaftliche Stellung der beiden

ist , so verschieden sind auch die Urteile , die bürgerliche Geschworene
gefällt haben . Im ersten Falle handelt es sich um die Gattin des
I ) r . Blume - Poscn . Sic war angeklagt , ihren Ehemann
vorsätzlich und mit Überlegung ermordet zu
habe n. Dieser war eines Tages erschossen aufgefunden worden .

Anfänglich nahm man an , daß ein Selbstmord vorliege , schließlich
aber geriet die eigene Gattin in den Verdacht , ihren Mann meuch -
lings ermordet zu haben . Der Verdacht stellte sich als wahr heraus .
Frau Eva Blume war nämlich von ihrem Gatten mit einem

Liebhaber überrascht worden . Dr . Blume wollte sich daraufhin von

seiner Frau scheiden lassen . Diese beschloß nun , offenbar aus Furcht
vor einem Skandal , den Gatten aus dem Wege zu räumen . Sie

«laufte einen Revolver , und als das Ehepaar eines Abends auf einer
Bank saß , erschoß die Frau ihren ahnungslosen Mann von rück -
wärts . Sie Nzurde bald in Untersuchungshaft genommen und von

Ärzten auf ihren Gesundheitszustand untersucht . Es zeigte sich ,
daß sie nicht in einem Zustand geistiger Störung gehandelt hatte ,
und so kam sie in Posen auf die Anklagebank . Die Öffentlichkeit
wurde für die ganze Dauer der Hauptverhandlung streng aus -

geschlossen ! Das Urteil lautete nicht auf Mord , sondern nur auf
Totschlag unter Zubilligung mildernder Um -

stände . Der Gerichtshof erkannte auf eine Strafe von vier

Jahren Gefängnis . Es hieß in den bürgerlichen Zeitungen ,

i�s milde Urteil hätte in Posen allgemein überrascht . Bürgerliche
Mschworcnc , meist Gutsbesitzer , hatten es über die Angeklagte ge -
fällt , die aus reicher Familie stammt . Es wurde weiter mitgeteilt ,
aus der langen Verhandlung wäre so viel bekannt geworden , daß
das Sexualleben der Angeklagten ein ganz ungeheuerliches ge -
Wesen sei . Ein ärztlicher Sachverständiger habe deshalb die Auf -
fassung gewonnen , daß Frau Blume zwar eine geistig hoch -
st e h c n d e Person sei , daß aber bei ihr in gewisser Beziehung
ein Defekt vorhanden sein müßte , der nach einer Entscheidung des

Iteichsgerichts den Strafausschließungsgründen des § öl des Straf -
gesetzbuchs zuzurechnen sei . Also eine Dame , deren Geschlechtstrieb
außerordentlich stark ist , hat einen „ Defekt " und kann daher für
das Verbrechen , das sie begangen hat , nicht bestraft werden , wenn -

gleich sie geistig „ sehr hoch " steht . Hätten sich die anderen Sach -
verständigen diesem Gutachten angeschlossen , das über Proleta -
rierinncil wohl nie abgegeben wird , so wäre Frau Eva Blume

freigesprochen worden . Nun muß sie einige Jahre im Gefängnis
bleiben , wo man ihr sicher alle Erleichterungen gewährt , die Gesetz
und Vorschrift und ärztliche Verordnung zulassen . Die bürgerlichen
Ehrenrechte wurden der Mörderin nicht aberkannt .

Das zweite Urteil ! In Jnsterburg stand die 27 Jahre alte
Arbeiterin Klima wegen Mordes vor den Geschworenen . Auch
in diesem Falle setzten sich diese zum größten Teil aus Guts -

bcsitzern zusammen . Die Arbeiterin stand unter der Anklage , ihr
1' / » Jahre altes Kind vorsätzlich und mit Uber -

' Icgung getötet zu haben . Sie war Mutter zweier unehe -
licher Kinder . In Ostpreußen hatte sie Jahre hindurch bei Guts -

bcsitzern gearbeitet . Für das erste uneheliche Kind mußte sie monat -
lich 13 Mk. Pflegegeld zahlen . Der Vater des zweiten unehelichen
Kindes , ein Gutsbesitzer , fand sie mit 103 Mk. ab . Die Klima hatte
den Betrag auf die Sparkasse getragen und das Sparkassenbuch
der Pflegefrau des Kindes ausgehändigt . Da forderte die Pflege -
inutter des ersten Kindes statt 13 Mk. Monatsgeld 15 Mk. Klima

nahm darauf das Kind aus der Pflege , um es anderswo unterzu -
bringen . Sie fuhr nach Königsberg und wollte es hier dem Asyl
übergeben , doch es wurde ihr gesagt , ohne Bescheinigung des Ge -

meindevorstchers ihres Wohnortes könne sie das Kind nicht im

Asyl unterbringen . Darauf fuhr die Arbeiterin wieder zurück . Der

Zug raste durch einen großen Wald , und die uneheliche Mutter

kam auf den Gedanken , auszusteigen und das Kind im Walde aus -
zusetzen . Sie verließ auf der nächsten Station den Zug , irrte im
Walde umher und dachte fortgesetzt nach , wie sie ihren kleinen
Knaben los werden könne . Sie sagt sich , wenn sie ihn liegen lasse ,
werde er schreien , endlich kam sie auf den unseligen Gedanken ,
das Kind zu töten . Da sie kein Blut sehen konnte , erwürgte sie den
Knaben mit einem Halstuch , ließ die Leiche im Walde liegen und

fuhr nach Duisburg , wo sie bald verhaftet wurde . In der Haupt -
Verhandlung hielt der Staatsanwalt die Anklage wegen Mordes

aufrecht . Die Geschworenen folgten jedoch der Anklage nicht , denn

sonst hätte die Arbeiterin zum Tode verurteilt werden müssen .
Sie erkannten auf schuldig wegen Totschlags , ver -

sagten aber der Angeklagten die mildernden

Umstände . Das Gericht verurteilte sie - zu löJahrenZucht -
h a u s und sprach ihr a - uf 10 Jahre die bürgerlichen
Ehrenrechte ab . Dieses Urteil kommt einem Todesurteil gleich .

Man vergleiche nun die beiden Urteile ! Hier die „geistig hoch -
stehende " Frau Doktor , deren „ Sexualleben ein ganz ungeheuer -
liches " war und die ihren Mann meuchlings ermordete , um ihn
als unbequemen Störenfried ihres außerehelichen Liebeslebens
los zu werden . Sie sühnt ihre Tat mit vier Jahre » Gefängnis .
Ihr Verbrechen wird nicht als ehrlos angesehen , da das Gericht
sie im Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte gelassen hat . Da die

arme Landarbcitcrin , die für zwei Kinder zu sorgen hat . Das geht
über ihre Kraft . Sie weiß , daß sie dafür nicht genügend verdienen
kann . Mit ihrem 1' / » Jahre alten Knäblein irrt sie umher , um es

irgendwo unterzubringen . In einem unglückseligen Augenblick
wird aus Not und Sorge der entsetzliche Gedanke geboren , das

Kind zu töten . War diese Mutter unter diesen Umständen auch

ganz zurechnungsfähig ? Konnte sie es sein ? Und doch werden der

Beklagenswerten keine mildernden Umstände zugebilligt , sie muß
auf 15 Jahre ins Zuchthaus . Ihr Leben ist vernichtet und das

zweite Kind ist der Mutter beraubt . Im Falle Blume ist eine ganze
Reihe von Tagen verhandelt worden , im zweiten Falle — wo es

um das Schicksal einer armen Arbeiterin ging — nur einen ein¬

zigen Tag . Dem Fürsten Eulenburg wurden seinerzeit mehrere

Tage Frist gewährt , um sich allein über sein Vorleben , seine Nei -

gungen für die Kunst usw . zu äußern . In einer Viertelstunde cnt -

schieden die Geschworenen über das Schicksal der Landarbeiterin .

In dieser kurzen Spanne Zeit entschieden sie , daß der Angeklagten
die mildernden Umstände zu versagen seien . Hätten sie ihr solche

zugesprochen , so wäre die höchste Strafe 5 Jahre Gefängnis ge -

Wesen . Spricht man angesichts solcher Urteile von Klassenjustiz ,

so entrüsten sich die Anwälte der bürgerlichen Gesellschaftsord -

nung . Und doch zeigen sie zum Greifen deutlich , wie Verhängnis -
voll die einseitige Besetzung der Geschworcnenbank wirkt . In Ost -
elbien sind meist die Herren Agrarier dazu berufen , über schwere

Vergehen zu urteilen . Arbeiter werden hier fast nirgends zu Ge -

schworenen gewählt . Und daß Frauen als Geschworene fungieren ,

gestattet das Gesetz nicht . Solange dieser Stand der Dinge

dauert , werden auch Urteile gefällt werden , gegen die sich unser

Gerechtigkeitscmpfinden auflehnt . Daher ' müssen wir unablässig

für die sozialdemokratische Forderung eintreten , daß die Richter
vom Volk gewählt werden und daß den Frauen gleiches Anrecht
mit den Männern auf das Richteramt zusteht . Mit der Verwirk -

lichung dieser Reformen steigt die Bürgschaft für eine Recht -

sprechung , die sich bemüht , unbefangen zu verstehen und gerecht zu

entscheiden . Eine solche Rechtsprechung wird auch zu sozialen Maß -

nahmen führen , die dem Verbrechen vorbeugen , von dem heute nur

zu oft Goethes Wort gilt : Ihr laßt den Armen schuldig werden ,

dann überlas t ihr ihn der Pein ! _ _ cm .

| Achtung , Genossinnen ! |
| Der Zentralverband der Hausangestellten Deutsch - »

Zlands sucht zum sofortigen Antritt , spätestens zum l . jiuttS
j dieses Jahres , für seine Hauptverwaltung

l eine erste und eine zweite Vorsitzende i
• die die Agitation für den verband und die Nedalltion des z

» Verbandsorgans übernehmen können . Bewerbungen sind �
z zu richten an den Vorstand des Verbandes der Haus - x

Z angestellten , verlin , Engelufer 21 . |

«erantworUich lür lUe NedaNton : Frau Klara Zettln lZundey . Wllhelmshöhe ,
Po » Degerloch bei Stuttgart .

Druck und Verlag von Z. H. w. Ttes Nach! . CS. m. b. H. In Stuttgart .
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